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EDITORIAL/127: Die Meiersche Brücke (SB)





Wochendruckausgabe 127 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
06.04.2019
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Die Meiersche Brücke

Eine schillernde Lektion für die Kinder in der jüngsten Vergangenheit
ebenso wie in der täglichen Gegenwart, Gleichberechtigung, Demokratie
und soziale Regeln zu verinnerlichen unter Zuhilfenahme eines
einstudierten Straßen- oder auch Kindergartenspiels, ist zumeist der
dazugehörige Liedtext. In einem das rituelle Spiel begleitenden Lied
zum Beispiel heißt es:

Die Meiersche Brücke, die Meiersche Brücke,

die ist so schnell zerbrochen.

Wer hat sie zerbrochen, wer hat sie zerbrochen?

Der Wolf mit seinen Knochen!

Diese überlieferte und angelernte Art, mit Gut und Böse, Falsch und
Richtig, Zielgestützt oder Zielverworfen einen gültigen und schlüssig
angepaßten Umgang zu pflegen, kann fürwahr als Blüte der
Erziehungskunst angesehen werden. Die Wirkung des Textes, die Kleinen
und die Kleinsten selbst auf der Straße bei ihrem
entwicklungsorientierten Buhlen um allgemeine Anerkennung und
besonderen Erfolg abzuholen, dürfte essentiell doch nur als
Erziehungsmittel gelten.

Zahllose derartiger antiquierter oder moderner Mittel und Wege, die
Aufmerksamkeit unserer Jüngsten in den Kitas, Kindergärten sowie in
allen übrigen Verwahr- und Begleitveranstaltungen zu binden und zu
fesseln, können nur der unausgesprochene Zweck eines solchen
Instruments sein. Sie zwingen endlich auch die kleinen Menschenseelen
in ein lohn- und strafverheißendes Kesseltreiben mit optimaler
Erfüllungsaussicht und stützen sich gerne auf die Uraussage 'Brot und
Spiele für das Volk' als Zügel und Zaumwerkzeug herrschaftlicher
Interessen und gesellschaftlicher Regeln. Hergeleitet von
bewegungsintensiv und variabel bzw. vielfältig beschreibt es dann
einen endlich doch induzierten, also geregelten Verlauf individuell
beteiligter Tanz- und Entfaltungsfreiheiten. Nur das Spiel kann den
Begriff der Übung zweckmäßig füllen und erweist sich mithin als die
Jokerkarte verschleierter Einflüsse und Fremdbestimmung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. April 2019
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ATOM/210: Strahlende Wege - heiße Luft ... (Robin Wood)


Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen"

Pressemitteilung vom 5. April 2019

Irreführende Meldung über das angebliche Aus für Atomtransporte durch
Hamburg



Hamburg - Das Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen"
kritisiert irreführende Meldungen über das angebliche Aus für
Atomtransporte durch Hamburg. "Hafenunternehmen verzichten auf
Atomumschlag" war am 2. April 2019 in Reaktion auf eine Pressemitteilung
der Hamburger Wirtschaftsbehörde in mehreren Medien zu lesen.
Tatsächlich ist jedoch kaum ein Rückgang von Atomtransporten durch den
Hamburger Hafen zu erwarten. Denn der größte Teil der Atomtransporte,
die über den Hamburger Hafen laufen, fällt gar nicht unter die
Vereinbarung zum freiwilligen Verzicht. Das Bündnis "Atomtransporte
durch Hamburg stoppen" fordert - statt freiwilliger
Selbstverpflichtungen einzelner Unternehmen - die Entwidmung des
Hamburger Hafens für sämtliche Atomtransporte und die sofortige
Stilllegung aller Atomanlagen.

Zwei Unternehmen, Hapag Lloyd und die HHLA (Hamburger Hafen und Logistik
AG), hatten bereits vergangenes Jahr ihren Verzicht auf den Umschlag von
Kernbrennstoffen in Hamburg erklärt. Doch die Umsetzung lässt auf sich
warten. So führte die HHLA den jüngsten Brennelemente-Transport am 30.
März 2019 durch - ein Jahr nach der Verzichtserklärung!

Neu ist, dass nun auch Eurogate auf diese Transporte verzichten will.
Dies ist ein Schritt in die richtige Richtung, weil der Hafenbetreiber
zuvor tatsächlich Kernbrennstoff umgeschlagen hat. Unklar ist aber auch
hier, wann der Verzicht umgesetzt wird. Zumal Eurogate ab dem 18. März
2017 Atomtransporte der russischen Reedereien NSC und ASPOL übernommen
hatte, die zuvor am Burchardkai der HHLA umgeschlagen wurden.

Zudem ist fraglich, ob die Verzichtserklärung von Eurogate ein Ergebnis
der Politik des Hamburger Senats ist. Schließlich hat beispielsweise die
Reederei ACL nach Erkenntnissen des Bündnisses seit dem 1. Februar 2015
ohne Gespräche mit dem Senat auf Kernbrennstoff-Transporte verzichtet;
seit dem 15. Juli 2017 auch auf alle Atomtransporte - möglicherweise
aufgrund des Brandes des ACL-Atomfrachters Atlantic Cartier 2013 im
Hafen und der zahlreichen Protestaktionen von Atomkraftgegner*innen.

2018 kamen immer noch 19 Schiffe mit atomaren Kernbrennstoffen nach
Hamburg (4-mal zur HHLA, 15-mal zu Eurogate). Für die sonstigen
radioaktiven Stoffe kamen 86-mal die Schiffe in den Hamburger Hafen
(57-mal HHLA, 29-mal u.a. Süd-West Terminal und Eurogate). Als die ACL
noch im Geschäft mit Kernbrennstoffen war, gab es 2014 49
Schiffsankünfte. Darüber hinaus gehen weitere Atomtransporte über das
Hamburger Stadtgebiet, die den Hafen nicht betreffen.

Die Verzichtserklärung, für die der Hamburger Senat und die Grünen sich
selbst feiern, ist in vieler Hinsicht somit heiße Luft.

Warum die Hamburger Wirtschaftsbehörde auch den Betreiber des
Süd-West-Terminal C. Steinweg in ihrer Mitteilung erwähnt, erschließt
sich nicht. Das Unternehmen hat nie Kernbrennstoffe umgeschlagen. Es
schlägt Uranerzkonzentrat - auch Yellow Cake genannt - aus Namibia um.
Das ist der Rohstoff, der weltweit zur Herstellung von Brennelementen -
oder auch Atombomben - benötigt wird.

Uranerzkonzentrat fällt genauso wenig wie das für die
Urananreicherungsanlage Gronau bestimmte, giftige und extrem gefährliche
Uranhexafluorid (UF6) unter die im Atomgesetz definierten
Kernbrennstoffe und ist somit kein Gegenstand der Verzichtserklärung.
Transporte von Uranhexafluorid und Uranerzkonzentrate machen aber mit
ca. 80 Prozent die überwiegende Anzahl von Atomtransporten durch den
Hafen von Hamburg aus.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, weshalb der Hamburger
Senat nicht mit den Reedereien OOCL und MACS ins Gespräch gekommen ist.
Beide Reedereien führen Atomtransporte über Hamburg durch. OOCL wie auch
Hapag-Lloyd schlagen bei HHLA um, MACS am Süd-West-Terminal von C.
Steinweg. Der Umschlag wird voraussichtlich weitergehen, und darüber
will man beim Hamburger Senat offensichtlich nicht mit den
Hafenunternehmen sprechen.

Das Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen" wird weiter mit
Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen gegen sämtliche Atomtransporte
kämpfen, die der weltweiten Versorgung von Atomanlagen dienen. Für die
sofortige Stilllegung aller Atomanlagen - weltweit!


Weitere Informationen:

Website des Bündnisses:

http://www.atomtransporte-hamburg-stoppen.de/

ROBIN WOOD ist gemeinsam mit engagierten Einzelpersonen und Initiativen
aktiv in der Kampagne "Atomtransporte durch Hamburg stoppen".

Auswertungen zu den Atomtransporten durch Hamburg:

https://sand.blackblogs.org/dokumente/auswertungen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. April 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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MUMIA/950: Die Katze lässt das Mausen nicht (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 951

Die Katze lässt das Mausen nicht

Die USA, Venezuela und die Katastrophenhilfe für Puerto Rico

von Mumia Abu-Jamal, April 2019



In den ersten Jahren der Präsidentschaft von Hugo Chávez inszenierten von
der US-Regierung gestützte Kräfte einen Putschversuch gegen die gewählte
Regierung der Bolivarischen Republik Venezuela und setzten den Staatschef
fest. In den Armenvierteln der Hauptstadt Caracas und im ganzen Land
strömten daraufhin Millionen Menschen spontan auf die Straßen und
demonstrierten ihre Unterstützung für den ehemaligen Offizier Chávez. Die
Massendemonstrationen wurden solange fortgesetzt, bis der Präsident wieder
freikam und die Putschisten verhaftet wurden.

Wie zu erwarten war, leugnete die US-Regierung unter George W. Bush jede
Beteiligung an diesem Staatsstreich, aber der ganzen Welt war klar, wer die
Verantwortlichen waren. Vor allem Lateinamerika kannte den blutigen Kurs
der US-Politik aus eigenem Erleben seit fast 100 Jahren, in denen sich
immer wieder das hässliche Gesicht des US-Imperialismus gezeigt hatte.

Erst kürzlich berichtete die New York Times, dass US-Offizielle während des
jüngsten Staatsstreichs gegen die Regierung Venezuelas »in Kontakt standen
mit venezolanischen Generälen« und versuchten, diese Militärs dazu zu
bringen, die Führung ihres Landes zu verraten. Wieder leugnete das Weiße
Haus jede Beteiligung, aber die ganze Welt weiß es besser.

Nicolás Maduro, Venezuelas gewählter Präsident, ist ein zutiefst
überzeugter Chavista. Er bewundert seinen 2013 verstorbenen Vorgänger Hugo
Chávez, unter dem er seinem Land als Außenminister diente, und bewahrt
dessen politisches Vermächtnis.

Glaube niemand auch nur einen Moment den Behauptungen der US-Regierung
unter Donald Trump, sie handele aus Sorge um das venezolanische Volk. Wir
brauchen uns nur anzusehen, wie Washington mit seiner Kolonie Puerto Rico
umgeht. Nachdem die Hurrikans »Irma« und »Maria« die karibische Insel 2017
heimgesucht und weite Teile des Landes zerstört hatten, beschimpfte das
Weiße Haus gewählte Vertreterinnen der puertoricanischen Bevölkerung wie
die Bürgermeisterin der Hauptstadt San Juan, Carmen Yulín Cruz, als
»undankbar«, weil sie die US-Regierung in einem dringenden Appell
aufgefordert hatte, ihrem Land endlich mit einer wirksamen
Katastrophenhilfe beizustehen. Doch US-Präsident Trump beließ es bei
mediengerechten Gesten. So schleuderte er bei seinem Besuch auf der Insel
Küchenpapierrollen unter ausgesuchte Katastrophenopfer, verweigerte ihnen
am Ende aber praktisch die überlebenswichtigen Hilfsmaßnahmen. Angesichts
einer verheerenden Naturkatastrophe überließ die US-Regierung sie ihrem
Schicksal. Ihnen blieb nichts, als sich entweder schwimmend zu retten -
oder unterzugehen!

Es sei daran erinnert, dass die Bürger Puerto Ricos vor über 100 Jahren
zwangsweise zu US-Staatsbürgern gemacht worden waren. Aber das spielte
keine Rolle, denn als sie von ihren »Landsleuten« in Washington am
dringendsten Hilfe gebraucht hätten, mussten sie feststellen, dass sie
völlig sich selbst überlassen blieben.

Wer glaubt also wirklich, dass sich die US-Regierung um die Bevölkerung
Venezuelas sorgt, wenn klar ist, dass sie sich einen Teufel um die
Bevölkerung Puerto Ricos schert? Es gibt das treffliche Sprichwort: »Die
Katze lässt das Mausen nicht.« Auf die USA angewendet, heißt das: Das
Imperium lässt das Rauben nicht.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 77 vom 1. April 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/8602: Und morgen, den 8. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.04.2019 bis zum 09.04.2019 +++
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Sonnenschein und frischer Wind,

Jean-Luc bläht die Nüstern,

die vom Blasen trocken sind

und beim Schnaufen flüstern.
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GRENZEN/164: Frontex - eine Grenzschutzagentur der Superlative? (Pro Asyl)


Pro Asyl - 29. März 2019

Frontex - eine Grenzschutzagentur der Superlative?



Die Europawahl nähert sich mit schnellen Schritten und so steigt der
Druck auf die Mitgliedstaaten und die EU Institutionen, noch vor der Wahl
Erfolge im Bereich der Flüchtlingspolitik vorzuweisen. Während das bei der
Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems gescheitert ist, wurde sich
nun bezüglich der Grenzschutzagentur Frontex geeinigt.

Laut Presseerklärung des Europäischen Parlamentes vom 28. März
2019, haben Vertreter*innen von Europaparlament, EU-Staaten und
Kommission sich in einem informellen Treffen bezüglich der
umstrittenen neuen Frontex-Verordnung geeinigt. Der Vorschlag zur
neuen Verordnung wurde erst im September letzten Jahres von der
Kommission vorgestellt. Der Wortlaut der Einigung ist noch nicht
bekannt und muss in den einzelnen Gremien erst abgestimmt werden.
Angesichts der bekannt gewordenen Punkte ist aber zu befürchten, dass
die bereits jetzt umstrittene EU-Agentur noch vor der Europawahl im
Schnellschuss zu einer Agentur der Superlative ausgebaut werden
soll und dabei menschenrechtliche Vorbehalte ignoriert werden!

Wer, wie, was ist Frontex?

Frontex steht als Kurzbezeichnung für die »Europäische Grenz- und
Küstenwache«. Die EU-Agentur wurde 2004 zur Unterstützung der
EU-Mitgliedstaaten bei ihrem Grenzschutz gegründet. Frontex hat eigene
Mitarbeiter*innen und bekommt zusätzlich von den Mitgliedstaaten
Beamt*innen gestellt. Die Agentur wird an den europäischen
Außengrenzen eingesetzt, mit der Operation Poseidon zum Beispiel
in Griechenland, wo sie bei der Grenzüberwachung sowie der
Registrierung von Asylsuchenden unterstützt. Darüber hinaus ist
Frontex aktuell in den westlichen Balkanstaaten, Spanien und
Italien aktiv. Immer häufiger organisiert Frontex Abschiebungen,
auch aus Deutschland. Der Einsatz und die Methoden von Frontex werden
immer wieder stark kritisiert. Bereits 2013 bekräftigten Recherchen
von PRO ASYL den Vorwurf der Beteiligung von Frontex an illegalen
Push-Backs in Griechenland.

Budget von fast 12 Milliarden

Obwohl die aktuell geltende Frontex-Verordnung erst 2016
verabschiedet wurde, hat die Europäische Kommission im September
2018 nicht nur eine Reform sondern eine komplette Neugestaltung
dieser vorgeschlagen. Tatsächlich macht die Kommission in ihrem
Vorschlag keine halben Sachen: mehr Befugnisse, eigene Ausrüstung
und mit einem geplantem Budget von fast 12 Milliarden Euro ab 2021
wesentlich mehr Geld.

Die Agentur soll ab 2020 über eine ständige Reserve von 10.000
Einsatzkräften verfügen und sowohl stationär als auch ad-hoc in
Mitgliedsstaaten präsent sein. In den Verhandlungen wurde letztes
dahingehend abgeschwächt, dass die ständige Reserve von 10.000
Kräften erst bis 2027 aufgebaut werden soll. Damit bleibt dies
natürlich weiterhin eine massive Vergrößerung einer umstrittenen
Agentur, die insbesondere angesichts der Tatsache verwundert,
dass die Kommission selbst verkündet, dass Europa aktuell keine
»Migrationskrise« mehr erlebt.

Es fehlt effektive menschenrechtliche Kontrolle!

Als Grenzschutzbehörde ist Frontex in einem sehr heiklen Feld tätig,
indem es immer wieder zu Menschenrechtsverletzungen kommt - zum
Beispiel, wenn Menschen illegaler Weise an der Grenze direkt zurück
geschickt werden, ohne zu prüfen, ob sie Schutz benötigen. Auch kommt
es immer wieder zu Gewalt bei Einsätzen an Grenzen, wobei offen bleibt,
wer die rechtliche Verantwortung trägt.

Angesichts des vorgeschlagenen Kompetenzzuwachs und der
Vergrößerung von Frontex wird dieser Mangel an tatsächlich
effektiven Klagemöglichkeiten bei Menschenrechtsverletzungen
noch problematischer. Laut Presseerklärung des Europäischen
Parlaments, wird die neue Frontex-Verordnung gewisse
menschenrechtliche Garantien vorsehen, ohne dass diese bisher
konkret benannt wurden. Es ist aber nicht davon auszugehen, dass
diese den grundsätzlichen Kontrollmangel von Frontex beheben
werden. Frontex hat zwar ein internes Beschwerdeverfahren, das hat
jedoch viele Mängel. Vor allem kann es als internes
Verwaltungsverfahren kein gerichtliches Verfahren ersetzen.

Die Europäische Grundrechtsagentur hat in einer Studie deshalb die
Stärkung dieses Verfahrens im Rahmen der neuen Frontex-Verordnung
sowie die Stärkung des Frontex-Grundrechtsbeauftragten gefordert.
PRO ASYL unterstützt diese Forderungen grundsätzlich. Jedoch braucht
es vor allem einen institutionell unabhängigen
Beschwerdemechanismus, der für Opfer leicht zugänglich ist und der
rechtlich bindende Entscheidungen treffen kann.

Kaum Möglichkeiten, Frontex vor Gericht zu bringen

Die Frage nach der menschenrechtlichen Kontrolle und der
Klagemöglichkeiten bei Verletzung von Menschenrechten sind schon
seit langem Kernprobleme von Frontex. Für Opfer von
Rechtsverletzungen durch Frontex, ist es unheimlich schwierig, die
Agentur vor Gericht zu bringen. Denn dies hängt schon davon ab, ob
der/die ausführende Beamt*in bei Frontex direkt angestellt oder von
einem Mitgliedstaat gestellt wurde.

Gegen die Handlungen von einem für eine Frontex-Operation zur
Verfügung gestellte Grenzbeamt*in kann die betroffene Person zunächst
vor dessen nationalen Gerichten vorgehen und, sollte dies
scheitern, letztendlich auch vor den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) ziehen. Gegen Frontex selbst und die dort direkt
angestellten Beamt*innen rechtlich vorzugehen ist dagegen sehr
schwierig. Da die EU bislang nicht die Europäische
Menschenrechtskonvention des Europarates ratifiziert hat, bleibt
der Gang gegen Frontex, bzw. die EU, vor den EGMR versperrt. Vor dem
Gerichtshof der Europäischen Union gibt es zwar weitere relevante
Klagemöglichkeiten, etwa eine Schadensersatzklage, deren
Voraussetzungen sind aber sehr hoch.

In der Praxis sind diese Rechtswege deswegen sehr schwierig zu
beschreiten, was auch mit der Komplexität von Frontex-Einsätzen zu
tun hat, bei denen neben Frontex oft verschiedene Mitgliedstaaten
involviert sind. Bereits die Frage, welcher Rechtsweg möglich ist,
wird so zur Herausforderung. Der Europäische Flüchtlingsrat ECRE,
hat eine ausführliche Stellungnahme zur ursprünglich von der
Kommission vorgeschlagenen Frontex-Verordnung veröffentlicht,
die unter [1] zu finden ist. Eine Kurzfassung von PRO ASYL findet sich
unter [2].

(wj/mz)


Verweise:

[1] https://www.ecre.org/wp-content/uploads/2018/11/ECRE-Comments-EBCG-proposal.pdf

[2] https://www.proasyl.de/material/stellungnahme-zum-kommissionsvorschlag-einer-neuen-frontex-verordnung/


URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

https://www.proasyl.de/news/frontex-eine-grenzschutzagentur-der-superlative/

 * 

Quelle:

Pro Asyl, 29. März 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 (0) 69 - 24 23 14 - 0, Fax: +49 (0) 69 - 24 23 14 72

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de

mit freundlicher Genehmigung von Pro Asyl



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2019 
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AUSLAND/9029: Aus aller Welt - 07.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkei kritisiert Netanjahus Siedlungspläne

Die von Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu angekündigte
Annektierung jüdischer Siedlungsgebiete im palästinensischen
Westjordanland stößt in der Türkei auf massive Kritik. Der Vorstoß
sei ein weiterer Beleg dafür, wie Netanjahu die Zweistaatenlösung
untergrabe, schrieb ein Sprecher von Präsident Recep Tayyip Erdogan
bei Twitter. Das Westjordanland sei palästinensisches Gebiet und
werde gegen internationales Recht von Israel besetzt, twitterte
Außenminister Mevlut Cavusoglu. Am Dienstag finden in Israel
Parlamentswahlen statt. In Umfragen liegt Netanjahus
rechtskonservative Likud-Partei gleichauf mit dem Zentrumsbündnis
Blau-Weiß mit seinem Spitzenkandidaten Benny Gantz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9029: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Frau in Preetz getötet - Verdächtiger stellt sich der Polizei

Eine 36 Jahre alte Frau ist im schleswig-holsteinischen Preetz
getötet worden. Ein 24jähriger war am Samstagvormittag bei der
Polizei erschienen und hatte die Tat gestanden. Daraufhin fand eine
Streifenwagenbesatzung die alleinstehende Frau leblos in ihrer
Wohnung. Das Amtsgericht Kiel erließ Haftbefehl gegen den
Tatverdächtigen.
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MILITÄR/9026: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Libysche Einheitsregierung startet Luftangriffe auf Haftar-Truppen

Kampfflugzeuge der nationalen Einheitsregierung in Libyen haben am
Sonntagmorgen einen Luftangriff auf die vorrückende Libysche
Nationale Armee (LNA) des selbsternannten Feldmarschalls Chalifa
Haftar geflogen. Die LNA hatte am Donnerstag eine Offensive auf die
Hauptstadt Tripolis begonnen, wo die international anerkannte
Einheitsregierung von Ministerpräsident Fajes al-Sarradsch ihren Sitz
hat. Seit dem Sturz des langjährigen Machthabers Muammar al-Gaddafi
im Jahr 2011 herrschen in Libyen zwei rivalisierende Regierungen. Im
ostlibyschen Tobruk tagt das gewählte und von der internationalen
Staatengemeinschaft anerkannte Parlament, während in Tripolis die mit
Unterstützung der Uno und der EU gebildete nationale
Einheitsregierung agiert.
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POLITIK/9028: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD dringt auf Reform der Pflegeversicherung

Angesichts steigender Pflegekosten will die SPD die
Pflegeversicherung reformieren. Dazu schlägt SPD-Chefin Andrea Nahles
vor, den Eigenanteil zu deckeln und künftige Kostensteigerungen von
der Pflegeversicherung bezahlen zu lassen. Das derzeitige System
deckelt die Zahlungen der Pflegeversicherung. Alle Kostensteigerungen
werden durch einen höheren Eigenanteil auf die Pflegebedürftigen
umgelegt. Das aktuelle System werde so nicht mehr lange funktionieren, 
sagte Nahles in einem Gespräch mit der Bild am Sonntag.

7. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9027: Tragisches und Kurioses - 07.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwere Unwetter im Iran

Nach wochenlangen Regenfällen sind weite Teilen des Iran überflutet.
Weil der Wasserpegel des Flusses Karkeh rasant ansteigt, haben die
iranischen Behörden die Evakuierung von sechs Städten im Südwesten
des Landes angeordnet. Von dem neuen Hochwasser sind etwa 400.000
Menschen bedroht. Die Lage sei kritisch, weil neue starke Regenfälle
vorhergesagt seien, sagte der Gouverneur der Provinz Chusistan,
Gholamresa Schariati, der Nachrichtenagentur IRNA. Nach offiziellen
Angaben sind bisher 70 Menschen bei den schweren Überschwemmungen ums
Leben gekommen.
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WISSENSCHAFT/8112: Aus Forschung und Technik - 07.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



ESA und DLR fassen ihre Ressourcen zusammen

Die Europäische Weltraumorganisation (ESA) wird bei künftigen
Weltraummissionen die Deep-Space-Antenne des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) für Datenübertragungen nutzen. Die
leistungsstarke 30-Meter-Parabolantenne in Weilheim bei München könne
zusätzliche Trackingkapazitäten bereitstellen und einen Teil der
Kapazitätsprobleme bei der ESA lösen, hieß es in einer
DLR-Mitteilung. Die vor 50 Jahren in Betrieb genommene Bodenstation
hat bereits in der Vergangenheit ESA-Missionen unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8125: Aus aller Welt - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Netanjahu strebt Annexion von Teilen des Westjordanlands an

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu will sich für eine
Annexion von Teilen des Westjordanlands einsetzen. Das erklärte er am
Samstagabend im israelischen Fernsehen. Der Ministerpräsident will
keine einzige jüdische Siedlung im Westjordanland räumen lassen. Er
nahm ausdrücklich Bezug auf die Anerkennung der annektierten
Golanhöhen als israelisches Gebiet durch US-Präsident Donald Trump.
Am kommenden Dienstag finden in Israel Parlamentswahlen statt.

Der palästinensische Außenminister Riad Malki warnte am Rande des
Weltwirtschaftsforums in Jordanien, Netanjahu werde ein echtes
Problem bekommen, wenn er sein Vorhaben umsetze.

Der türkische Außenminister Mevlut Cavusoglu nannte die Ankündigung
Netanjahus verantwortungslos. Er erklärte über Twitter, das
Westjordanland sei palästinensisches Gebiet und werde von Israel
unter Verstoß gegen internationales Recht besetzt.

Zur Zeit leben in den international als illegal eingestuften über 200
Siedlungen auf besetztem palästinensischen Gebiet mehr als 600.000
Israelis. Die israelische Organisation Peace Now meldete am Sonntag,
der für den Siedlungsbau zuständige Ausschuß habe mindestens 4615
weitere Wohnungseinheiten im Westjordanland gebilligt.
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GESUNDHEIT/8084: Medizin und Gesundheitswesen - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Kurze Spaziergänge im Grünen gut für die Gesundheit

Der Mensch ist doch ein Kind der Natur. Zumindest kam eine Studie der
US-amerikanischen Universität Michigan dpa zufolge zu dem Ergebnis,
daß Spaziergänge im Grünen sich positiv auf das Wohlbefinden und die
Gesundheit auswirken. Insbesondere der Cortisolspiegel konnte dadurch
deutlich gesenkt werden. Nach Auskunft von Studienleiterin Mary-Carol
Hunter reduzierte sich das Streßhormon am deutlichsten, wenn die
Teilnehmer etwa 20 bis 30 Minuten sitzend oder gehend im Grünen
verbrachten. Dauerhaft erhöhte Cortisolwerte werden mit Übergewicht,
einer Schwächung des Immunsystems, Herz-Kreislauf-Störungen,
Depressionen und einer Reihe weiterer Erkrankungen in Verbindung
gebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8113: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizeieinsatz vor leerstehendem Laden in Berlin-Kreuzberg

Nach der Massendemonstration gegen Mietenwahnsinn in Berlin sind am
Samstag zwei Männer und eine Frau in einen leerstehenden Laden in der
Kreuzberger Wrangelstraße eingedrungen, wie Zivilkräfte der Polizei
feststellten. Als sich die Beamten ebenfalls in den ehemaligen
Gemüseladen begeben hatten, versammelten sich 200, in der Spitze bis
zu 700 Personen vor dem Gebäude zur Unterstützung der Besetzer. Die
Polizisten im Innern verbarrikadierten sich unter Einsatz von Möbeln.
Hinzugezogenen Polizeikräften gelang es laut Polizeibericht nur unter
Anwendung körperlicher Gewalt und des Einsatzes von Reizstoff, den
Zugang des Geschäfts zu erreichen und ihn zu sichern. Die Beamten
wurden teilweise massiv bedrängt und antworteten gereizt. Ein
Polizist, der mit einem Messer bedroht worden sein soll, bekam einen
Schock. Eine Beamtin erlitt einen Handbruch. Insgesamt wurden neun
Beamte und ein festgenommener Demonstrant verletzt. Am Sonntag
berichtete die Polizei von 14 Festnahmen und 21 eingeleiteten
Ermittlungsverfahren unter anderem wegen schweren Hausfriedensbruchs,
tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte, Bedrohung, versuchter
Gefangenenbefreiung und Sachbeschädigung. Noch am Sonntagnachmittag
war die Polizei mit der Auswertung von Videomaterial beschäftigt.
Politiker der Grünen und Linke rügten den Polizeieinsatz als
überzogen. Zudem hätte kein Räumungstitel und kein Strafantrag des
Eigentümers des Ladens vorgelegen. Das und das Verhalten von
Polizeibeamten gegenüber Bundestagsabgeordneten und Mitgliedern des
Abgeordnetenhauses sollen bei der nächsten Koalitionsrunde auf den
Tisch kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8036: Sprache, Kunst und Medium - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Offenbar setzte Klimaanlage Rios Nationalmuseum in Brand

Sieben Monate nach dem verheerenden Feuer in Rio de Janeiros
Nationalmuseum hat die brasilianische Kulturbehörde einen
Untersuchungsbericht veröffentlicht. Demnach soll eine überhitzte
Klimaanlage des Museums das Feuer am 2. September 2018 ausgelöst
haben. Das erklärte der Chef der Bundespolizei, Ricardo Saadi. Ein
krimineller Hintergrund könne ausgeschlossen werden.

Laut Neuer Osnabrücker Zeitung seien bei der Installation der
Klimaanlage in den ehemaligen brasilianischen Kaiserpalast
Empfehlungen des Herstellers nicht berücksichtigt worden.

Die Säle des 1818 gegründete Nationalmuseums wurden vollständig
zerstört. Mit seinen mehr als 20 Millionen Exponaten war es das größte
Naturkundemuseum Lateinamerikas. Auch wenn inzwischen Spenden und
Schenkungen aus vielen Ländern eingegangen sind, wird der Neubeginn
schwer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8103: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Pakistan spricht von Angriffsplänen Indiens für dritte Aprilwoche

Pakistans Außenminister Shah Mahmood Quresh hat am Sonntag erklärt,
ihnen lägen verläßliche Informationen dazu vor, daß Indien einen
neuen Angriff auf sein Land plane. Nach ihren Informationen könnte
dieser zwischen dem 16. und 20. April stattfinden. Premier Imran Khan
habe der Bekanntgabe dieser Informationen zugestimmt.

Die beiden Atommächte Pakistan und Indien haben wiederholt Krieg um
die Kaschmirregion geführt. Nach einem Anschlag, bei dem 40 indische
Sicherheitskräfte getötet wurden, flog Indiens Luftwaffe im Februar
Angriffe auf ein mutmaßliches Ausbildungslager der Islamistengruppe
Jaish-e-Mohammed (JeM) auf pakistanischem Gebiet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8117: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



SPD legt Entwicklungspläne für Ostdeutschland vor

Ein Konvent der SPD in Erfurt hat am Samstag ein 24seitiges, zwölf
Punkte umfassendes "Zukunftsprogramm Ost" zur Förderung der neuen
Bundesländer vorgelegt. Demnach sollen Forschungsprojekte in
Ostdeutschland, die mit Entwicklung künstlicher Intelligenz,
Batteriezellenproduktion, Wasserstoffantrieben und Digitalisierung
befaßt sind, steuerlich begünstigt werden. Ostdeutsche Investitionen
in Forschung müßten staatlich bezuschußt werden. Die Arbeitszeiten im
Osten sollten denen im Westen angeglichen werden. Außerdem sollten
sich Medien, Unternehmen und Verbände selbst verpflichten, bei der
Besetzung von Arbeitsplätzen Ostdeutsche stärker zu berücksichtigen.

In Brandenburg, Sachsen und Thüringen stehen im Herbst Landtagswahlen
an. In Thüringen stellt die SPD zusammen mit Der Linken und den
Grünen die Landesregierung von Ministerpräsident Bodo Ramelow (Die
Linke). In Brandenburg regiert eine rot-rote Koalition unter
Ministerpräsident Dietmar Woidke (SPD).

Der Fraktionsvorsitzende Der Linken im Bundestag, Dietmar Bartsch,
sagte zu den Plänen der Sozialdemokraten für Ostdeutschland, die SPD
habe Die Linke als Partnerin, wenn sie ihr Ost-Programm ernst nehme
und es wirklich umsetzen wolle.
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SONSTIGES/8086: Tragisches und Kurioses - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Gerammte Fernstraßenbrücke in Brasilien eingestürzt

Im nördlichen brasilianischen Amazonasgebiet ist ein Brückenpfeiler
der über den Fluß Moju führenden Fernstraße von einem Schubverband
gerammt worden. Daraufhin stürzte der mittlere Teil der Brücke auf
einer Länge von etwa 200 Metern ein. Ein Teil der Fahrbahn begrub den
Lastkahn unter sich. Das Schubschiff blieb verschont, aber die fünf
Besatzungsmitglieder wurden bisher nicht gefunden. Möglicherweise
ergriffen sie die Flucht, weil sie für den Fluß in der Provinz Pará
keine Fahrlizenz hatten.

Noch ungeklärt ist auch, wie viele Menschen verletzt wurden, umkamen
oder noch vermißt werden. Zeugen sahen offenbar zwei Kleinwagen, die
mit in die Tiefe gerissen wurden, wie das Portal globo.com berichtete.
Wie viele Insassen sich in den Fahrzeugen befanden, war zunächst nicht
zu klären. Taucher suchten den Fluß noch nach Vermißten ab.

Aufnahmen von der Unglücksstelle zeigen die enorme Lücke, die anstelle
des Mittelstücks über dem Strom klafft. Dem Bericht der Tagesschau
zufolge erstreckt sich die Brücke 868 Meter über den Moju. Damit ist
im Norden des Landes vorerst eine wichtige Verkehrsader unterbrochen.
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SOZIALES/8114: Arbeit, Soziales und Familie - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Tausende von Radfahrern in München demonstrieren für Radentscheid

In München haben am Sonntagnachmittag bis zu 12.000 Radfahrer und
Radfahrerinnen mit einer Sternfahrt und anschließendem Korso um die
Altstadt das Bürgerbegehren "Radentscheid" unterstützt. Zu der
eindrucksvollen Demonstration hatte der Allgemeine Deutsche Fahrrad
Club (ADFC) aufgerufen. Das Bündnis Radentscheid München fordert eine
durchgängige Ringstraße für Radfahrer rund um die Altstadt sowie eine
bessere Fahrradinfrastruktur im Großraum München. Für beide
Bürgerbegehren wurden auf der Demo Unterschriften gesammelt. Kommen
jeweils rund 33.000 zusammen, muß der Stadtrat einen Bürgerentscheid
durchführen. Erreicht dieser ein Quorum sowie eine Mehrheit für das
Anliegen der Radfahrer, ist er für die Stadtverwaltung bindend.
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UMWELT/8095: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



China schließt explodierte Chemiefabrik

Die chinesischen Behörden haben die Chemiefabrik in der Stadt Yancheng
in der östlichen Provinz Jiangsu geschlossen, nachdem am 21. März
eine schwere Explosion dort 78 Opfer gefordert hatte und über 600
Menschen medizinisch versorgt werden mußten. Noch immer befinden sich
187 Menschen im Krankenhaus. Wie die Nachrichtenagentur afp weiter
meldete, sollen in der Provinz weitere Chemiefabriken geschlossen
werden, so daß ihre Gesamtzahl bis zum Jahr 2020 in etwa halbiert
wird. Gegen das Unternehmen Tianjiayi Chemical, das die Fabrik in
Yancheng betreibt, wurden in der Vergangenheit wiederholt
Strafzahlungen verhängt, weil es gegen Umweltrichtlinien verstoßen
hatte.
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WIRTSCHAFT/8102: Märkte und Finanzen - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Fiat Chrysler bildet Abgaspool mit Tesla

Ab kommendem Jahr gelten in der EU für Neufahrzeuge niedrigere
Grenzwerte für deren Kohlendioxidemission. Die Hersteller können die
Abgaswerte über ihre gesamte Modellpalette mitteln und
Elektrofahrzeuge gegen Benzinschlucker verrechnen. Für Fiat Chrysler
(FCA) wird die neue Abgasvorschrift problematischer als für andere
Hersteller, weil das italienisch-amerikanische Unternehmen mit Alfa
Romeo, Ferrari, Dodge und Jeep leistungsstarke Benziner im Angebot
hat, aber kaum Hybrid- und Elektrofahrzeuge wie den Fiat 500.

Auf dem Genfer Autosalon hatte der FCA-Chef Mike Manley erklärt, er
wolle Strafzahlungen wegen der Abgase der Fahrzeugflotte seines
Unternehmens in Kauf nehmen, wenn das preiswerter käme als
Investitionen in die Fertigung von Elektroautos.

Von einer Alternative dazu berichtete die Financial Times (FT) am
Sonntag unter Berufung auf eine Erklärung von FCA an die Europäische
Kommission vom 25. Februar. Demnach hat Fiat Chrysler mit dem
kalifornischen Elektroautobauer Tesla einen sogenannten offenen Pool
zur Verrechnung beider Fahrzeugflotten gebildet. Was Tesla-Fahrzeuge
nicht an Kohlendioxid emittieren, können FCA-Fahrzeuge für den
Konzern schadlos in die Atmosphäre blasen. Als Gegenleistung erhält
Tesla Hunderte von Millionen Euro.

7. April 2019
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WISSENSCHAFT/8118: Aus Forschung und Technik - 07.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Niederländer fährt mit E-Auto 95.000 Kilometer

Der Elektromobilität gehört die Zukunft. Darin sind sich die Experten
einig. Nur hierzulande hinkt man hinter der Entwicklung hinterher.
Und die geht weltweit rasant vonstatten. So hat der Niederländer
Wiebe Wakker mit einem Elektroauto gerade eine Reise um die Welt
beendet. Nicht weniger als 95.000 Kilometer absolvierte er laut afp
mit einem umgerüsteten Kombi bei seiner Fahrt, die ihn von den
Niederlanden aus unter anderem durch die Türkei, den Iran, Indien,
Myanmar, Malaysia und Indonesien bis nach Australien führte.
Insgesamt 33 Länder durchfuhr der Niederländer mit seinem
Elektroauto. Dabei konnte er nach der Aufladung der Batterie seines
Wagens jeweils 200 Kilometer fahren, bis er wieder eine neue
Ladestation anfahren mußte. Angesichts dessen resümierte er, daß
seine Fahrt auf die andere Seite der Erde deutlich gemacht habe, daß
E-Autos definitiv auch für den täglichen Gebrauch praktikabel sind.

7. April 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1842: Regierungspressekonferenz vom 5. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 5. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 5. April 2019

Themen: Personalie, Lage in Libyen, Termine der Bundeskanzlerin
(Empfang der deutschen Handball-Nationalmannschaft, Empfang anlässlich der
Verleihung des Deutschen Computerspielpreises, Jahresempfang des Bundes der
Vertriebenen, Kabinettssitzung, Kabinettsausschuss Klimaschutz,
Regierungsbefragung im Deutschen Bundestag, Sondertreffen des Europäischen
Rates, Gespräch mit dem Staatspräsidenten der Ukraine), Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union, Gespräch der Bundeskanzlerin
mit Barack Obama, Abschiebung eines vietnamesischen Ehepaars, Zustand der
Bundesfernstraßen, Seenotrettung im Mittelmeer, Gemälde von Emil Nolde im
Büro der Bundeskanzlerin, Äußerungen des Präsidenten Brasiliens über den
Nationalsozialismus, mögliche Reduzierung der Möglichkeiten zur Befristung
von Arbeitsverhältnissen, mögliche Flexibilisierung der wöchentlichen
Höchstarbeitszeit, mögliche Fusion zwischen Commerzbank und Deutscher Bank,
5G-Frequenzauktion, staatsanwaltschaftliche Ermittlungen gegen das Zentrum
für Politische Schönheit, Rückführungen deutscher IS-Kämpfer sowie ihrer
Angehörigen


Sprecher: StS Seibert, Quenett (BMBF), Adebahr (AA), Haufe (BMU),
Strater (BMVI), Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Küchen (BMAS), Eichler (BMWi),
Wogatzki (BMF)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Vorsitzender Detjen: Wie Sie sehen, sitzt Frau Quenett vom
Bundesforschungsministerium heute gleich zu Beginn in der ersten Reihe. Das
hat einen Grund, denn Frau Quenett verabschiedet sich von uns aus ihrer
Funktion. Bitte, Frau Quenett.

Quenett: Herzlichen Dank! Ja, das ist die Nachricht, die hier seit gestern
auch bekannt ist: Kommenden Montag übernimmt der Kollege Ulrich Scharlack
die Leitung des Pressereferats im Bundesministerium für Bildung und
Forschung. Ich werde mich anderen Aufgaben im Haus widmen.

Ich möchte mich an dieser Stelle zunächst einmal bei Ihnen allen, aber
natürlich vor allem auch bei den Kollegen in den Redaktionen für die
Zusammenarbeit bedanken. Ich habe das immer als sehr vertrauensvoll und
intensiv empfunden. Die Bundespressekonferenz ist mir, glaube ich,
sozusagen aus dreifacher Erfahrung wirklich vertraut: Mitte der 90er-Jahre
habe ich hier zum ersten Mal auf der Sprecherseite gesessen - damals noch
für das BMU, insofern ist der Platz hier gar nicht schlecht gewählt. Danach
habe ich in den Nullerjahren immerhin sieben Jahre lang als Korrespondentin
und Hauptstadtbüroleiterin auf Ihrer Seite gesessen. Jetzt arbeite ich seit
dreieinhalb Jahren für das BMBF. Es hat mir den in den unterschiedlichen
Ausprägungen immer Freude gemacht.

Der Wandel gehört dazu, der Wandel der Zeit ist normal. Nichtsdestotrotz
möchte ich - wie auch andere das getan haben - hier an dieser Stelle noch
einmal zwei, drei Sätze dazu sagen, wie ich das wahrgenommen habe. Aus
meiner Sicht gibt es eine Entwicklung, die die Nachricht heutzutage quasi
nur noch als Exklusivnachricht wahrnehmen lässt. Ob das eine gute
Entwicklung ist, da bin ich mir nicht immer ganz sicher. Das ist natürlich
vor allem auch eine Entscheidung der Medienhäuser. Aber wenn man sich
anschaut, wie sich die Haltung zur Demokratie bei uns entwickelt - etwa
wenn wir von Fake News sprechen -, dann frage ich mich manchmal, ob die
Nachricht nicht mehr ist als die Exklusivnachricht. Insofern haben alle
Beteiligten, die hier sitzen, aber natürlich auch die Verantwortlichen in
den Medienhäusern eine sehr große Verantwortung.

Ich möchte noch hinzufügen: Es wäre schade, wenn aufgrund dieser
Entwicklung, die ich zumindest beobachte, die Bundespressekonferenz einen
Prozess der Auszehrung erfahren würde, der nicht sein sollte; denn die
Institution als solche ist mehr als wertvoll und verdient es in jeder
Hinsicht, erhalten zu werden.

Das war es. - Vielen Dank!

Vorsitzender Detjen: Frau Quenett, vielen Dank, auch für das Feedback. An
der Bundespressekonferenz als einem Ort des sachlichen Austauschs ist uns
allen gelegen. Dazu haben Sie in Ihrer Funktion auch beigetragen. Für die
neue Funktion, für den neuen Perspektivwechsel wünschen wir Ihnen alles
Gute. Ich danke Ihnen!

Dann beginnen wir wie jeden Freitag mit Herrn Seibert, der öffentliche
Termine der Kanzlerin mitgebracht hat.

StS Seibert: Vorher würde ich gerne noch ein anderes Thema ansprechen, wenn
ich darf: Das ist das Thema Libyen. Die Bundesregierung sieht mit großer
Sorge, dass es im Westen Libyens zu Truppenverlegungen und zu
Kampfhandlungen kommt. Wegen dieser zunehmenden Eskalationen haben wir
gestern in Abstimmung mit dem UN-Generalsekretär eine Dringlichkeitssitzung
des UN-Sicherheitsrates einberufen.

Es kann - um es klar zu sagen - in Libyen keine militärische Lösung geben.
Wir unterstützen deshalb weiterhin die Bemühungen des UN-Generalsekretärs
und seines Sondergesandten für Libyen, Herrn Salamé, eine Eskalation zu
vermeiden und den politischen Prozess fortzusetzen. Wir fordern die
Verantwortlichen auf, militärische Operationen sofort zu stoppen und von
weiterer eskalierender Rhetorik Abstand zu nehmen.

Frage: Herr Seibert, was sind denn die Alternativen? Das Problem in Libyen
scheint doch zu sein, dass die Situation dort sehr festgefahren war, weil
der Westen und die UN eine Regierung unterstützt haben und immer noch
unterstützen, die es nicht geschafft hat, das Land wieder zu einen. Wäre es
nicht am sinnvollsten, wenn man zwar keinen Krieg dort möchte, aber Herrn
Haftar jetzt in einer anderen Form in internationale Gespräche einbezieht,
als das bisher der Fall war?

StS Seibert: Die Kollegin aus dem Auswärtigen Amt kann dazu sicherlich
gleich noch ergänzen. Ich denke, ganz klar ist - das meinen wir jedenfalls,
und zwar auch im Einvernehmen mit den Vereinten Nationen und mit den
europäischen Kollegen -: Es kann keine militärische Lösung geben. Das
heißt, die Alternative zu einem Vormarsch von Truppen und zu militärischer
Gewalt ist der politische Prozess. Dafür gibt es den Sondergesandten der
Vereinten Nationen, Herrn Salamé, und dies ist der Weg, der gegangen werden
muss.

Adebahr: Wir befinden uns im Moment eben auch an einer Wegmarke, an der der
Sondergesandte der VN, Herr Salamé, eben genau für die kommende Woche, vom
14. bis zum 16. April, zu einer nationalen Konferenz zusammenruft. Diese
nationale Konferenz kann aus unserer Sicht ein Vehikel und ein Ort werden,
an dem man miteinander spricht und die weitere Zukunft Libyens designt
beziehungsweise den Weg dorthin aufzeigt. Deshalb ist es gerade im Vorfeld
dieser Konferenz so wichtig, dass es jetzt zu keiner weiteren Eskalation
kommt. Wenn ich richtig informiert bin, wollen Herr Salamé und Herr
Guterres heute auch nach Bengasi reisen, um dort Gespräche zu führen, und
dann heute womöglich den Sicherheitsrat per Videoschalte briefen, wenn er
tagt. Das heißt, es ist ein ganz intensiver Tag vor Ort, an dem versucht
wird, dort eine militärische Eskalation zu verhindern - eben mit Blick
darauf, dass wir vor einer Wegmarke im politischen Prozess stehen.

Zusatzfrage DR. RINKE: Ich hatte ja nach einer anderen beziehungsweise
stärkeren Einbindung von General Haftar gefragt. Es scheint ja wohl sein
persönliches Motiv zu sein, dass er gerne selbst Ministerpräsident wäre.
Gibt es irgendwelche Angebote an ihn, dass er in einer herausgehobeneren
Position eingebunden wird?

Adebahr: Das müssen die Libyer entscheiden, wenn sie sich auf ihrer
Konferenz der nationalen Einheit treffen, und sie müssen zusammen mit den
Vereinten Nationen und Herrn Salamé, dessen Arbeit wir unterstützen,
bestimmen, wie der weitere Weg dort aussehen wird.

Frage: Könnten Sie uns aufklären, wie viele Leute, wie viele Soldaten
hinter General Haftar stehen? Ist er mit seinen Truppen der einzige Player
neben der von Ihnen anerkannten Regierung, oder gibt es noch andere Player
im Land? Könnten Sie uns da vielleicht einmal einen Überblick geben?

Adebahr: Ich kann Ihnen zu der militärischen Lage vor Ort nichts aus
eigenen Erkenntnissen mitteilen; dazu liegen uns die Medienberichte vor.
Vielleicht gibt es bei den Vereinten Nationen andere Erkenntnisse. Haftar
ist ein Player in Libyen, es gibt die Regierung, die Sie gerade schon
angesprochen haben, und es gibt natürlich auch verschiedene Milizen und
andere Strukturen in Libyen, die alle dort einwirken und die man eben zu
einem Prozess zusammenbringen muss, der in Richtung nationale Einheit und
Entwicklung in Libyen geht.

Zusatzfrage: Ich frage ja, weil es sein könnte, dass er noch Verbündete
findet. Sie haben ja gerade die Milizen angesprochen. Besteht da aus Ihrer
Sicht die Gefahr, dass das vielleicht in einen neuen Bürgerkrieg eskaliert?

Adebahr: Dass wir eine Gefahr in einer militärischen Eskalation sehen, hat
Herr Seibert gerade schon gesagt. Das hat natürlich das Potenzial, sich
auszuweiten. Deshalb sind wir sehr besorgt und deshalb haben wir heute die
Dringlichkeitssitzung in New York als Vorsitzende des Sicherheitsrats in
diesem Monat einberufen. Wir sind dazu in engem Kontakt mit den britischen
Kollegen, die traditionell der sogenannte "Pen Holder" für Resolutionen zu
Libyen sind, und wir versuchen, dieses Thema und unsere Sorge auch dort zum
Ausdruck zu bringen.

Frage: Hat Deutschland vor, auf Frankreich einzuwirken? Frankreich hat in
der Vergangenheit ja Haftar unterstützt.

Adebahr: Ich glaube, in der Europäischen Union gibt es Gespräche auch zu
dem Politikthema Libyen. Es gibt verschiedene Länder in der Europäischen
Union, es gibt Frankreich und zum Beispiel auch Italien, und ich glaube, es
ist eine gute europäische Linie, wenn wir uns hinter den VN-Sondergesandten
stellen, der eben gerade jetzt Wege aus dieser Krise hin zu einer
Konferenz, die den weiteren Weg designen könnte, aufzeigt.

StS Seibert: Vielleicht kann ich noch hinzufügen: Das, was ich am Anfang
gesagt habe, entspricht völlig einem Statement der EU-Delegation in Libyen,
das mit Mitwirkung und in Abstimmung mit allen Mitgliedstaaten verfasst
worden ist.

Adebahr: Das Statement ist von gestern.

Frage: Können Sie uns noch sagen, wie die deutsche Strategie in der
Dringlichkeitssitzung des Sicherheitsrates aussehen wird? Sie haben
appelliert, militärische Lösungen können es nicht geben; eine solche
militärische Lösung ist aber in irgendeiner Weise auf dem Weg -
möglicherweise in Bürgerkriegsdimensionen. Erwägen Sie auch den
militärischen Einsatz von Truppen unter UN-Flagge, ist das Teil der
Optionen?

Adebahr: Die Sitzung findet heute Abend um 20.30 Uhr deutscher Zeit statt.
Wir sind dazu mit den britischen Kollegen, die, wie gesagt, "Pen Holder"
sind, in engem Kontakt. Ich will dem nicht vorgreifen. Ich glaube, heute
Morgen ist in New York das Wichtigste aus unserer Sicht erst einmal,
unserer Sorge Ausdruck zu verleihen, sich von den Vereinten Nationen und
auch von Herrn Salamé briefen zu lassen - denn die sind vor Ort, führen
dort gerade Gespräche und können eine Lageeinschätzung geben - und auch
noch einmal darauf hinzuweisen, dass wir gegen eine Eskalation
militärischer Art "whatsoever" und für die Ausrichtung der geplanten
Konferenz sind. Das ist das, was man heute Morgen dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Gibt es deutsche Kräfte vor Ort jenseits möglichen
diplomatischen Personals?

Adebahr: So etwas ist mir nicht bekannt.

Vorsitzender Detjen: Wir machen weiter mit den Terminen der kommenden
Woche.

StS Seibert: Es geht am Montag, dem 8. April, los: Die Bundeskanzlerin wird
um 15 Uhr im Kanzleramt die deutsche Handball-Nationalmannschaft der Männer
empfangen. Die Mannschaft hat, wie sich jeder erinnert, mit ihren
Leistungen, mit ihrem positiven Auftreten bei der diesjährigen
Handball-Weltmeisterschaft Millionen von Menschen begeistert - so auch die
Bundeskanzlerin. Das Team ist vierter geworden und hat sich damit für die
Teilnahme an einem Qualifikationsturnier zu den Olympischen Spielen 2020
qualifiziert. Um 15 Uhr wird die Mannschaft bei der Bundeskanzlerin im
Kanzleramt sein.

Am Montagabend nimmt die Kanzlerin im Kanzleramt an einem Empfang
anlässlich der Verleihung des Deutschen Computerspielpreises teil. Sie
folgt damit einer Einladung der Digitalisierungsstaatsministerin. Ich kann
in dem Zusammenhang auch auf die feierliche Gala zur Verleihung des
Deutschen Computerspielpreises einen Tag später hier in Berlin im
Admiralspalast hinweisen.

Am Dienstag nimmt die Kanzlerin, wie auch in den Jahren zuvor, von 18 bis
19 Uhr am Jahresempfang des Bundes der Vertriebenen, BdV, teil. Der Empfang
findet hier in Berlin in der Katholischen Akademie statt.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr findet zunächst wie üblich die Sitzung des
Bundeskabinetts statt.

Danach tritt zum ersten Mal der Kabinettsausschuss Klimaschutz zusammen.
Mit diesem Kabinettsausschuss - das haben wir hier ja vor zwei Wochen,
glaube ich, schon ausführlich besprochen - unterstreicht die
Bundesregierung die politische Bedeutung, die Klimaschutz für unsere Arbeit
hier hat. Wir intensivieren diese Arbeit an der gesetzlichen Umsetzung des
Klimaschutzplanes auf höchster politischer Ebene. Der Kabinettsausschuss
wird beispielsweise die rechtlich verbindliche Umsetzung des
Klimaschutzplans und die Umsetzung der für Deutschland verbindlichen
Klimaschutzziele für das Jahr 2030 vorbereiten. Alle mit dem Thema
befassten Ministerinnen und Minister werden teilnehmen. Das sind im
Einzelnen die Bundeskanzlerin als Vorsitzende dieses Ausschusses,
Bundesfinanzminister Scholz als stellvertretender Vorsitzender, die
Bundesumweltministerin Schulze in ihrer Funktion als beauftragte
Vorsitzende des Ausschusses und ferner noch die Minister Seehofer,
Altmaier, Klöckner, Scheuer, Braun und ich - ich bin kein Minister, aber
trotzdem.

Immer noch am Mittwoch von 13 bis 14 Uhr wird sich die Bundeskanzlerin der
Regierungsbefragung im Deutschen Bundestag, also den Fragen der
Bundestagsabgeordneten im Plenum stellen. Sie wird wie üblich einen
einleitenden Vortrag zu einem aktuellen Thema halten. Daran schließen sich
dann die Fragen zunächst zu diesem Thema und dann zu allen möglichen
weiteren Themen an.

Am frühen Mittwochabend nimmt die Bundeskanzlerin dann auf Einladung des
Präsidenten des Europäischen Rates, Donald Tusk, in Brüssel an einem
Sondertreffen des Europäischen Rates im Artikel-50-Format teil. Einziges
Thema der Sitzung: der bevorstehende Austritt Großbritanniens aus der EU.
Es beginnt wie üblich mit einem Zusammentreffen mit dem Präsidenten des
Europäischen Parlaments, Antonio Tajani. Danach schließt sich ein Treffen
der EU-27 an, bei dem die Staats- und Regierungschefs über das weitere
Vorgehen nach den Abstimmungen im britischen Unterhaus und nach dem heute
ja bekanntgewordenen Brief der britischen Premierministerin sprechen.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, noch einmal darauf hinzuweisen, dass die
Bundesregierung ein breit angelegtes Informationsangebot hat, das auf sehr
viele Fragen, die viele Menschen in unserem Land bewegen, Antworten zu
geben versucht. Sowohl das BPA als auch das Auswärtige Amt informieren also
in FAQs über die meistgestellten Fragen, und auf den Homepages der
einzelnen Ressorts gibt es dann noch tiefergehende Informationen zu den
jeweiligen Ressortthemen, die mit dem Brexit im Zusammenhang stehen.

Am Freitag, dem 12. April, wird die Bundeskanzlerin den ukrainischen
Staatspräsidenten Petro Poroschenko zu einem Gespräch empfangen. Es gibt
ein gemeinsames Mittagessen und anschließend, gegen 14 Uhr, eine gemeinsame
Begegnung mit der Presse.

Das war es.

Frage: Herr Seibert, gibt es eine Haltung der Bundesregierung zu den Bitten
und Vorschlägen von Frau May und Herrn Tusk hinsichtlich einer
Brexit-Verlängerung bis 30. Juni oder gleich um zwölf Monate? Wenn sich die
EU dazu durchringen lassen würde, dann würde das ja auf jeden Fall
bedeuten, dass die Briten an der Europawahl teilnehmen, oder sehe ich das
falsch?

Wie beurteilen Sie im Moment die Lage? Mit welchen Vorhaben geht die
Kanzlerin in den Gipfel?

StS Seibert: Der Brief der britischen Premierministerin - das habe ich
gerade schon gesagt - wird in Brüssel sorgfältig geprüft werden. Man kann
sagen: Er ist die Grundlage der Beratungen dieses Europäischen Sonderrats
am Mittwoch. Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die Premierministerin
darin nicht nur eine Verlängerung beantragt, sondern dass sie auch
anerkennt, dass bei einer Verlängerung bis zum 30. Juni, wie sie ihr
vorschwebt, Großbritannien Vorbereitungen zur Teilnahme an der Europawahl
treffen muss. Weiter würde ich dem Europäischen Rat am Mittwochabend
wirklich nicht gerne vorgreifen. Er wird sich genau mit diesem Thema und
diesen konkreten Vorschlägen, die die britische Premierministerin in ihrem
Brief macht, befassen.

Zusatzfrage: Jetzt haben Sie gar nichts zu dem Vorschlag von Herrn Tusk
gesagt. Es war ja auch von einer Denkpause von über zwei Jahren die Rede.
Was halten Sie denn von einer längeren Denkpause, die ins nächste Jahr
reicht?

StS Seibert: Ich muss Sie enttäuschen, ich möchte vor dem Europäischen Rat
jetzt keine Vorschläge kommentierend bewerten - egal, von welcher Seite sie
kommen. Der Europäische Rat ist dazu da, sich mit genau dem zu befassen,
was die britische Premierministerin in ihrem Brief erbittet.

Zusatzfrage: Dann ein letzter Ansatz: Ist eine Teilnahme der Briten an der
Europawahl aus Ihrer Sicht rechtlich im Moment noch unproblematisch
möglich?

StS Seibert: Großbritannien hat immer gesagt, dass es bis zu einem
bestimmten Tag im April entscheiden müsse, ob es die Vorbereitungen zur
Teilnahme an der Europawahl trifft oder nicht. Wenn man den Brief der
britischen Premierministerin liest, dann erkennt man, dass darin nicht nur
der Antrag auf eine Verlängerung bis zum 30. Juni enthalten ist, sondern
eben auch das Anerkenntnis, dass damit eine Teilnahme an den europäischen
Wahlen einherginge.

Frage: Herr Seibert, eine praktische Frage: Habe ich richtig verstanden,
dass Frau May nicht teilnehmen wird? Bei früheren Gipfeln gab es ja immer
ein Format, in dem sie erst noch einmal ihre Position vortragen kann, dann
aus dem Raum geht, und dann die EU-27 beraten.

Zweitens noch einmal zu den Terminen: Die EU hatte die Idee mit dem 30.
Juni ja schon einmal abgelehnt. Hat sich daran irgendetwas geändert?

StS Seibert: Das ist ein freundlicher Versuch, mich jetzt trotzdem in eine
Vorwegfestlegung vor dem Treffen des Europäischen Rates zu bringen. Das
werde ich nicht tun, und bleibe bei dem, was ich dazu gesagt habe.

Zu Ihrer ersten Frage: Ich gehe davon aus, dass der Präsident des
Europäischen Rates, Donald Tusk, in seinem Einladungsschreiben den Ablauf
des Treffens genau erläutern wird.

Zusatzfrage: Darf ich trotzdem noch einmal nachfragen: Die EU hatte das ja
schon entschieden, es gibt also schon eine Vorfestlegung der EU. Mir geht
es darum, ob die EU von dieser Position - 30. Juni ist keine Option -
abrückt oder nicht.

StS Seibert: Wie ich es gesagt habe: Der Brief der britischen
Premierministerin wird mit all seinen inhaltlichen Punkten in Brüssel
beraten werden.

Frage : Herr Seibert, noch einmal im Nachgang zu dem gestrigen Kurzbesuch
der Kanzlerin in Irland: Ist nach diesem Besuch ihr Optimismus gewachsen,
dass man noch eine, wie sie ja selbst in der Vergangenheit immer wieder
gesagt hat, "kreative Lösung" dieser irischen Grenzproblematik hinbekommt?
Was hat sie jetzt praktisch aus Dublin mit nach Hause nehmen können?

StS Seibert: Da ich Sie ja gestern in Dublin bei der Pressekonferenz der
Bundeskanzlerin und des Taoiseach gesehen habe, erinnere ich Sie einfach an
das, was die Bundeskanzlerin - -

Zusatzfrage: Nein, da war ich nicht.

StS Seibert: Da waren Sie nicht? Wieso bilde ich mir ein, dass Sie das
waren? - Entschuldigung.

Zusatzfrage: Mein Kollege war da.

StS Seibert: Okay, gut. Es waren deutsche Journalisten da. Pardon, es ist
Ihre Allgegenwart, man rechnet jetzt überall mit Ihnen. - Wie auch immer.
Dann erinnere ich einfach so daran, was die Bundeskanzlerin dazu gestern in
der Pressekonferenz mit dem Taoiseach gesagt hat. Erstens hat sie gesagt:
Sie wird bis zur letzten Stunde darum kämpfen, dass es einen Brexit mit
Vertrag, mit Abkommen, also nicht ungeregelt, geben soll. Zweitens hat sie
gesagt, dass auch hier das alte Sprichwort gilt - das es auf Deutsch wie
auf Englisch gibt -: Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg.

Frage: Der französische Präsident Macron hat sich ja vor ein paar Wochen in
Brüssel geäußert, dass Frankreich nicht unbedingt gewillt sei, den Briten
eine Verlängerung zu geben. Wie kommt es zu der unterschiedlichen Haltung
der Bundesregierung? In den letzten Wochen und Monaten wurde ja eigentlich
Einheit gezeigt.

StS Seibert: Richtig, in der Tat haben die EU-27 seit dem britischen
Brexit-Referendum ihre Einheit bewahrt. Das ist ein hoher Wert. Genau das
weiterzuführen, ist auch unsere Absicht, wenn die Bundeskanzlerin jetzt in
den Brüsseler Rat geht. Ansonsten erinnere ich an die Schlussfolgerungen
des Rates in Brüssel, der ja noch nicht lange her ist - auch zum Thema
Brexit, auch zum Thema Verlängerungen und Fristen. Diese Schlussfolgerungen
sind ja von allen Mitgliedstaaten beschlossen worden.

Zusatzfrage: Woran liegt es denn, dass die deutsche Bundesregierung
unbedingt den harten Brexit verhindern möchte? Können Sie das vielleicht
noch einmal ein bisschen erläutern?

StS Seibert: Auch das will ja nicht nur die deutsche Bundesregierung,
sondern das ist ja auch eine europäische Haltung. Ich kann vielleicht ein
bisschen auf das verweisen, was die Bundeskanzlerin gestern in Dublin
erlebt hat: Die Bundeskanzlerin ist gestern in Dublin zusammen mit dem
irischen Premierminister Leo Varadkar mit einer Reihe von Menschen aus der
irisch-nordirischen Grenzregion zusammengetroffen, die ihr sehr
anschaulich, sehr deutlich und sehr persönlich erklärt haben, wie hoch der
Wert der Grenzfreiheit dort ist, wie hoch der Wert des
Good-Friday-Agreements ist, das eine entsetzliche Phase, eine gewalttätige
Phase der Geschichte dort beendet hat, und wie groß ihre Befürchtungen
sind, wenn es da zu einer Umkehr kommen könnte. Das ist ein Aspekt.

Zweitens gibt es viele Gründe, warum wir in einem wirtschaftlich so eng
verflochtenen Europa nichts Gutes von einem ungeregelten Brexit zu erwarten
haben. Im Übrigen gilt das für die Briten mindestens genauso.

Frage: Herr Seibert, die Opposition beziehungsweise Jeremy Corbyn sitzt
jetzt ja mit am Verhandlungstisch sitzt. Vor einem Monat war er auch in
Brüssel, und Herr Tusk hatte den Labour-Plan damals sehr gelobt - er hat
ihn als vielversprechend bezeichnet. Kennt die Bundesregierung die Pläne
von Labour zum Brexit? Halten auch Sie die für vielversprechend?

StS Seibert: Ich werde das nicht bewerten. Wir beobachten genau die
Vielzahl von Abstimmungen, die es im britischen Unterhaus in den letzten
Tagen und Wochen in nahezu allen denkbaren Richtungen gegeben hat. Wir
beobachten das genau. Es ist ja fraglich, ob es die eine Position einer
Partei dort gibt - man hat nicht den Eindruck. Das Entscheidende ist aber,
dass die Premierministerin jetzt mit dem Labour-Führer zusammensitzt,
verhandelt, spricht - ich weiß nicht, wie ich es nennen soll -, und das
werden wir natürlich abwarten.

Frage: Wie gut ist Deutschland eigentlich auf einen ungeordneten Brexit
vorbereitet? Ich denke da auch an das Brexit-Übergangsgesetz, das immer
wieder einmal dafür kritisiert wurde, dass es nicht richtig auf dem
neuesten Stand sei. Wie weit ist Deutschland da?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat immer wieder betont: Wir müssen
vorbereitet sein auf alle möglichen Fälle, auf einen geordneten wie auf
einen ungeordneten Brexit, und wir arbeiten daran - auf gesetzlicher Ebene
wie auch auf untergesetzlicher Ebene. Da geht es dann beispielsweise um die
Rechte der hier lebenden britischen Staatsbürger, es geht um notwendige
Vorbereitungen beim Zoll und bei der Bundespolizei; wir haben, wenn ich
mich richtig erinnere, auch einiges im Gesellschaftsrecht beziehungsweise
im Unternehmensrecht verändert. Darüber kann aber der Kollege oder die
Kollegin aus dem Justizministerium genauer sprechen, denn das ist ja durch
das Kabinett gegangen. Die zuständigen Ministerien können Ihnen dazu also
eine Reihe von Details erläutern. Wir stehen mit allen, die ein
ungeregelter Brexit betreffen könnte, in Kontakt, insbesondere mit der
Wirtschaft. Wie ich gesagt habe, versuchen wir jetzt - das haben wir schon
seit einiger Zeit gemacht, das ist aber noch einmal aktualisiert worden -
auch das wachsende Informationsbedürfnis der Bevölkerung zu befriedigen,
und zwar mit dem Angebot auf den Internetseiten der Bundesregierung - BPA,
Auswärtiges Amt -, und zu den Ressortthemen, die dann ja oft sehr
vereinzelt sind, die Ministerien mit ihrer Arbeit.

Adebahr: Wir haben außerdem den Brexit-Ausschuss, der das Ganze vorbereitet
hat, und zwar nicht erst seit gestern, sondern seit gut zwei Jahren. Dieser
Ausschuss hat immer wieder getagt, und er hat alle nötigen Gesetzespakete
vorbereitet und sie durch den Ausschuss und, wo nötig, auch durch den
Bundestag gebracht. Ich glaube also, da ist die Bundesregierung auf einem
sehr, sehr guten Stand. Wir sind auch in Brüssel im Gespräch mit unseren
anderen europäischen Partnern und stehen da für Informationsaustausch
bereit. Da gibt es auch eine Menge von Seminaren. Wir müssen vorbereitet
sein, aber andere Mitgliedstaaten natürlich genauso, und da spielt Brüssel
eine aktive Rolle. Ich glaube, soweit das geht, haben wir unsere
"Preparedness"-Hausaufgaben für den möglichen Fall hier als Bundesregierung
gemacht.

Vorsitzender Detjen: Da es dazu auf den verschiedenen Homepages der
Ministerien ausführliche Informationen gibt, würde ich, da wir eine lange
Fragereihe haben, vorschlagen, dass wir jetzt nicht noch einmal in das
Thema der allgemeinen Brexit-Vorbereitungen einsteigen.

Frage: Dies ist eine Frage zum Klimakabinett, die sich sowohl an Herrn
Seibert als auch an das Umweltministerium richtet. Die CDU-Vorsitzende hat
ja gestern gefordert, dass man von dem Ziel abrücken sollte, für einzelne
Sektoren jeweils CO2-Minderungsziele festzusetzen, und dass man das Ziel
vielmehr sektorübergreifend definieren müsste. Deswegen hätte ich jetzt
ganz gerne sowohl von Herrn Seibert als auch vom Umweltministerium gewusst,
was der letzte Stand ist. Bleibt es dabei, dass es Ziele für einzelne
Sektoren wie den Verkehr gibt, oder rückt man davon ab?

Haufe: Die verschiedenen Sektorziele sind ja beschlossen worden. Es ist
Beschlusslage innerhalb der Bundesregierung, dass es hinsichtlich der
Sektorziele eben für bestimmte Bereiche klare Vorgaben gibt, was die
Mengenreduzierung von CO2 angeht. Es gibt eigentlich keinen Grund dafür,
darüber jetzt eine neue Diskussion zu führen. Ich weiß gar nicht, ob man
diesen Diskussionsbeitrag so verstehen muss, wie Sie ihn jetzt gerade
verstehen, aber ich will ihn nicht weiter kommentieren. Aber für die
Bundesregierung sind diese Ziele beschlossen.

StS Seibert: Auch ich möchte Diskussionsbeiträge aus den Parteien jetzt
nicht kommentieren.

Frage: Herr Seibert, die Kanzlerin hat in einer Diskussionsveranstaltung
erklärt, die Klimaziele seien bis 2030 nur mit einer radikalen Veränderung
in Richtung E-Mobilität oder Wasserstoff oder ganz anderer Dinge zu
erreichen. Unter E-Mobilität und Wasserstoff kann ich mir etwas vorstellen.
Was kann sich die Kanzlerin unter "ganz anderen Dingen" vorstellen?

Die zweite Frage geht an das Verkehrsministerium. In derselben
Veranstaltung hat die Kanzlerin erklärt, der Verkehrsbereich habe von 1990
bis heute überhaupt nicht zur CO2-Reduzierung beigetragen, und eben
deswegen sei der radikale Wandel notwendig. Das kann man auch als Kritik an
bisheriger Verkehrspolitik verstehen. Zieht sich Ihr Haus diesen Schuh an?
Sind Sie ebenfalls zu diesem radikalen Wandel bereit?

StS Seibert: Ich will jetzt einmal ganz kurz etwas zu dem zweiten Teil
sagen, weil ich denke, dass Sie das jetzt falsch verstehen. Die
Bundeskanzlerin weist darauf hin, dass jeder Fortschritt, den wir bei der
Senkung der Emissionen im Verkehrsbereich gemacht haben, im Grunde dadurch
neutralisiert wurde, dass es eine weiterhin wachsende Zahl von Autos gibt.
Es gibt im Übrigen auch eine anwachsende Bevölkerung. Das ist erst einmal
ein faktischer Hinweis, und damit müssen wir natürlich politisch umgehen.

Zusatzfrage: Das hatte ich auch so verstanden. Das ändert nichts an den
faktischen Zahlen, dass es in den Jahren seit 1990 keine CO2-Reduzierung -
nicht in objektiven Zahlen und nicht in Relation - gegeben hat.

Die eigentliche Frage: Der radikale Wandel, E-Mobilität, Wasserstoff und
ganz andere Dinge - was ist das?

StS Seibert: Bei aller Bedeutung, die die E-Mobilität hat, und bei aller
Förderung, die sie richtigerweise auch erhält, ist es doch wichtig, dass
sich die Bundesregierung oder auch das Land insgesamt nicht auf eine
Antriebsform festlegt, sondern dass wir damit rechnen, dass es andere
Entwicklungen geben mag beziehungsweise jetzt schon gibt und dass die sich
möglicherweise auch in großen Sprüngen und nicht linear entwickeln. Das ist
damit gemeint.

Zusatzfrage: Das Verkehrsministerium war noch angesprochen worden.

Strater: Ich kann mich den Worten von Herrn Seibert nur anschließen. Wir
haben in den letzten Jahren einen Zuwachs an Verkehr zu verzeichnen. Die
Menschen sind mobiler geworden. Es gibt mehr Verkehr auf den Straßen. Damit
ist - genauso, wie Herr Seibert es beschrieben hat - diese Entwicklung zu
erklären. Dem habe ich hier insofern auch nichts weiter hinzuzufügen.

Frage: Herr Strater, er Kollege hatte ja gerade gefragt, ob Sie die Kritik
von Frau Merkel annehmen, dass Ihr Bereich seit 1990 nichts zur Reduzierung
des CO2-Ausstoßes beigetragen hat.

Strater: Sie haben aber schon gehört, was der Regierungssprecher gerade
gesagt hat, oder? Das ist eine faktische Zustandsbeschreibung, und der muss
ich mich weder anschließend noch irgendetwas dazu sagen.

Frage: Herr Seibert, Sie haben eben angekündigt, dass sich die Kanzlerin
nächste Woche mit Herrn Poroschenko treffen wird. Das ist noch vor der
Stichwahl in der Ukraine. Darf man das als eine Wahlunterstützung für einen
der beiden Kandidaten interpretieren?

StS Seibert: Nein, das sollte man nicht so interpretieren. Das ist es
nicht. Die Wähler der Ukraine werden ihre demokratische Entscheidung in der
Stichwahl treffen, und zwar so, wie sie es für richtig halten. Für uns
gilt, dass unabhängig davon, wie sich die Wähler dann an diesem Sonntag
entscheiden werden, Deutschland weiterhin an der Seite einer
reformorientierten Ukraine stehen wird und Deutschland das Land bei der
Umsetzung der großen Aufgaben, vor denen es steht, weiterhin unterstützen
will.

Zusatzfrage: Wird sie sich denn auch mit dem anderen Kandidaten treffen?
Wenn der käme, würde sie auch einen Termin für Herrn Selenskij haben?

StS Seibert: Da habe ich Ihnen nichts anzukündigen, und hypothetische
Fragen möchte ich auch weiterhin nicht beantworten.

Frage: Seit wann, Herr Seibert, gibt es denn die Einladung an Herrn
Poroschenko schon? Ich nehme ja nicht an, dass er sich selbst eingeladen
hat.

StS Seibert: Ein Treffen, eine Begegnung, kommt immer dann zustande, wenn
beide Seiten es miteinander vereinbaren.

Zusatzfrage: Wann war das? Kann man das sagen?

StS Seibert: Darüber geben wir ja grundsätzlich keine Auskunft. Ehrlich
gesagt kann ich Ihnen das auch nicht genau sagen.

Frage: Herr Seibert, gibt es denn in irgendeiner Weise - über das
Auswärtige Amt, das Bundeskanzleramt etc. - einen Kontakt zu Herrn
Selenskij? Sie sagten ja, es werde keinen Termin für ein Treffen oder ein
Gespräch mit ihm geben.

StS Seibert: Ich habe gesagt, dass ich Ihnen darüber jetzt keine
Informationen geben kann und dass ich auf hypothetische Fragen nicht
antworte.

Petro Poroschenko ist der Staatspräsident der Ukraine. Es gibt eine ganze
Reihe von aktuellen Themen, die wir - die Bundesregierung, die
Bundeskanzlerin - immer wieder mit ihm zu besprechen haben: die Umsetzung
der Minsker Vereinbarungen, die Situation der von Russland festgehaltenen
Seeleute, die Situation an der Straße von Kertsch. Es gibt da sehr viele
Themen, deswegen kommt es zu diesem Treffen, und über etwas anderes kann
ich Ihnen nicht berichten.

Dass der Ansprechpartner der Bundeskanzlerin immer der Regierungschef oder
Staatspräsident auf der anderen Seite ist, das werden Sie verstehen. Ich
kann jetzt nicht für unsere Botschaft in Kiew sprechen, von deren Kontakten
ich nichts weiß.

Adebahr: Ich kann Ihnen auch nichts Konkretes berichten. Das müsste man
gegebenenfalls nachreichen. Unsere Botschaften haben weltweit natürlich
grundsätzlich die Aufgabe, mit allen demokratisch relevanten Kräfte in den
jeweiligen Gastländern Kontakte zu pflegen.

Frage: Herr Seibert, mich würde nur interessieren, warum das Treffen nicht
bis nach der Wahl warten konnte, sodass erst gar nicht der Anschein
entsteht, dass sich Frau Merkel in die ukrainische Wahl einmischt.

StS Seibert: Ich kann nur sagen, dass es sich um eine solche Einmischung
selbstverständlich nicht handelt. Die demokratische Entscheidung liegt ganz
allein in den Händen der Wählerinnen und Wähler in der Ukraine, und auf die
wird von keiner Seite Einfluss genommen, jedenfalls ganz sicherlich nicht
von uns. Nichtsdestotrotz ist es der ukrainische Staatspräsident - - - Die
Ukrainepolitik beziehungsweise der ganze Konflikt in der Ukraine sind seit
nunmehr fünf Jahren ein erheblicher Teil unserer Außenpolitik, und deswegen
ist es richtig, dass es auch immer wieder zu solchen Begegnungen kommt.

Zusatzfrage: Herr Seibert, ich hatte einmal in das Protokoll geschaut. Herr
Obama wird meines Wissens heute und morgen in Berlin sein. Ich hatte
gehört, dass er sich heute mit der Kanzlerin treffen wird. Ist das ein
privates Treffen, oder warum wurde das von Ihrer Seite nicht angekündigt?
Wenn es angekündigt wurde, entschuldige ich mich.

StS Seibert: Dafür müssen Sie sich nicht entschuldigen, aber es ist gestern
angekündigt worden. Das ist ein nicht presseöffentlicher, vertraulicher
Termin. Die Bundeskanzlerin wird den früheren US-Präsidenten zu einem
Gespräch empfangen, wie es im Übrigen immer wieder vorkommt, dass sie mit
früheren Präsidenten oder früheren Regierungschefs, mit denen sie eine
Wegstrecke lang eng und gut zusammengearbeitet hat, auch durchaus nach
deren Amtszeit noch einmal zusammentrifft.

Frage : Herr Seibert, würden Sie dem Eindruck widersprechen, dass das
Treffen mit Herrn Obama auch ein klares Zeichen an Herrn Trump in
Washington ist, nachdem die Kanzlerin zwar Ende Mai zur
Cambridge-Universität reisen wird, aber dort nach dem letzten Stand keine
politischen Termine wahrnehmen wird?

StS Seibert: Ja, diesem Eindruck würde ich entschieden widersprechen.

Zusatzfrage: Hat das heutige Treffen also keine Implikationen für die
aktuelle deutsch-amerikanische Politik?

StS Seibert: Nein.

Zusatz: Das kann ja keiner glauben!

StS Seibert: Sie fragen mich etwas, und ich antworte Ihnen aus Überzeugung
und nach bestem Wissen und Gewissen.

Zusatzfrage: Wird denn die aktuelle Politik des amtierenden amerikanischen
Präsidenten heute eine Rolle spielen?

StS Seibert: Das ist ein vertraulicher Termin.

Frage: Ich glaube, Herr Obama macht diese Termine auch, um um Unterstützung
für seine Obama Foundation zu werben. Ist das auch Inhalt des Gesprächs?
Plant die Bundesregierung als Bundesregierung irgendeine Form von
Unterstützung?

StS Seibert: Ich habe zu diesem nicht presseöffentlichen, vertraulichen
Termin heute alles gesagt, was ich zu sagen habe.

Zusatzfrage: Aber in dem Moment, in dem die Bundesregierung oder die
Bundesrepublik offiziell die Foundation unterstützen würde, wäre das ja
Regierungshandeln. Würden wir das dann erfahren?

StS Seibert: Das ist eine vollkommen hypothetische Frage!

Frage: Es geht mir um die Abschiebung des vietnamesischen Schriftstellers
in der letzten Woche nach Vietnam. Es gibt ja viel Kritik für diese
Abschiebung. Es handelt sich um einen in der Vergangenheit politisch
verfolgten Schriftsteller, der auch gesundheitlich in schlechter Verfassung
war, und seine Frau. Ist dem Bundesinnenministerium dieser Fall bekannt?
Der liegt ja beim BAMF, also in Ihrem Geschäftsbereich. Welchen
Handlungsspielraum sehen und welchen Handlungsbedarf haben Sie? Soll beim
BAMF überprüft werden, was da vorgefallen ist und warum es zu dieser
Abschiebung gekommen ist?

Eine Frage an das Auswärtige Amt: Hat es eventuell vor Ort irgendwelche
Aktivitäten seitens der diplomatischen Vertretung gegeben? Weiß man, wo
diese Familie sich derzeit aufhält? Sind Sie da mittlerweile eventuell
aktiv geworden?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich fange gerne an. Vielen Dank für die Frage. - Dieser
Fall, den Sie beschrieben haben, ist uns bekannt. Wir und das BAMF haben
das zum Anlass genommen, sich den Fall und das Verfahren noch einmal
anzuschauen.

Ich kann Ihnen jetzt aus datenschutzrechtlichen Gründen keine Details zu
diesem konkreten Asylverfahren nennen.

Was die Frage der Abschiebung anbelangt: Für die Abschiebungen sind ja die
Länder zuständig, und so müssten Sie sich, wenn Sie konkrete Fragen zu
dieser Abschiebung haben, auch an das zuständige Land und die dort
zuständige Pressestelle wenden.

Zusatzfrage: Das habe ich gemacht. Ich verwies auch auf Sie. Ich würde aber
gerne etwas fragen. Sollte man bei dieser Überprüfung zu dem Ergebnis
kommen, dass Fehler geschehen sind - es gibt ja auch Kritik und Forderungen
nach einer Revidierung der Entscheidung -, was für einen Spielraum hätten
Sie rein theoretisch?

Ruwwe-Glösenkamp: Das ist jetzt eine rein hypothetische Frage. Ich kenne
dieses Asylverfahren nicht. Wir schauen uns das jetzt an beziehungsweise
die Kollegen beim BAMF schauen sich das jetzt an. Alles Weitere folgt dann,
wenn wir das gemacht haben.

Adebahr: Wir haben die Presseberichte dazu zur Kenntnis genommen und
gesehen: Wir haben im Moment keine eigenen Erkenntnisse darüber, ob er
derzeit in Vietnam unter Hausarrest steht, und auch keine eigenen
Erkenntnisse darüber, wie er in Vietnam behandelt wurde. Es handelt sich ja
bei ihm nicht um einen deutschen Staatsangehörigen. Deshalb ist es für uns
nicht möglich, konsularische Betreuung zu leisten. Das ist ein
ausländischer Staatsangehöriger in seinem Heimatland. Wir haben uns aber
vorgenommen, den Fall weiterhin sehr genau zu beobachten.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Strater vom BMVI. Eine Kleine Anfrage
der FDP hat ergeben, dass zahlreiche Bundesstraßen in schlechtem Zustand
sind. In Mitteldeutschland sind es fast ein Viertel. Wo liegen die Gründe
dafür? Was wollen Sie dagegen tun?

Strater: Vielen Dank. Zunächst einmal der Hinweis: Für die Erhaltung der
Bundesstraßen sind die Landesbehörden zuständig. Wenn Sie
"Mitteldeutschland" sagen, dann müssten Sie auch noch einmal spezifizieren,
auf welches Bundesland sich das im Einzelnen bezieht. Die Gründe sind auch
dort zu erfragen. Sie können spezifisch sein. Das muss man immer vor Ort
beurteilen.

Grundsätzlich, was den Zustand von Straßen angeht, müssen Sie auch zwischen
einem Substanzwert und einem Gebrauchswert unterscheiden. Der Substanzwert
beschreibt die Oberfläche von Straßen, also oberflächliche Schäden. Der
Gebrauchswert ist das, was für die Autofahrer letztendlich entscheidend
ist, was die Sicherheit und den Komfort angeht. Da sind die Zustandsnoten
auch bessere.

Gleichwohl: Wenn sich hier etwas zustandsmäßig in einem roten Bereich
befindet, dann müssen die Länder natürlich zügig Abhilfe schaffen. Sie
müssen bauliche Maßnahmen treffen, aber sie können auch
straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen wie Spursperrungen oder
Geschwindigkeitsbeschränkungen treffen. Aber das liegt wie noch einmal
gesagt ausschließt in der Zuständigkeit der Länder.

Zusatzfrage: Kommen die Mittel dafür auch komplett von den Ländern?

Strater: Die Mittel kommen vom Bund. Der Bund finanziert, wie Sie wissen,
die Autobahnen und die Bundesstraßen, also die Bundesfernstraßen insgesamt.
Wir stellen den Ländern insgesamt Rekordmittel zur Verfügung. Diese Mittel
sind auch in den vergangenen Jahren deutlich angewachsen. Nur eine Zahl: Im
Jahr 2017 haben wir den Ländern allein für den Erhalt der Bundesstraßen
mehr als 1 Milliarde Euro zur Verfügung gestellt. Die Höhe dieser Mittel
steigt weiter, weil wir natürlich auch ein hohes Interesse an einer guten
Substanz der Straßen haben und dafür die notwendigen Finanzmittel
bereitstellen.

Frage: Es geht um die NGO Sea-Eye. Ein Schiff von denen - es heißt "Alan
Kurdi" - hat vor ein paar Tagen im Mittelmeer 64 Leuten das Leben gerettet
und nimmt jetzt Kurs auf Lampedusa. Gestern hat der italienische
Innenminister gesagt, dass er dem Kollegen Horst Seehofer geschrieben und
gesagt habe, dass das jetzt sein Problem sei. Gestern hat die italienische
Agentur ANSA von einer verbalen Kommunikation des italienischen
Außenministeriums an das deutsche Außenministerium gesprochen, in der
erklärt worden sei, dass, wenn dieses Schiff weiter Richtung Italien fahre,
das als eine Bedrohung der nationalen Sicherheit angesehen werde. Ich
wollte wissen, ob es vom Innenministerium und vom Außenministerium
irgendeine Reaktion darauf gibt.

Ruwwe-Glösenkamp: Vielen Dank! Ich möchte zunächst einmal daran erinnern,
dass Deutschland ja in den vergangenen Monaten zahlreiche Personen
aufgenommen hat, die aus Seenot gerettet worden sind. In der Vergangenheit
haben wir immer erklärt, dass Deutschland grundsätzlich bereit ist, einen
Beitrag zu leisten, und das tun wir auch jetzt wieder, in diesem Fall der
64 Personen auf dem Schiff "Alan Kurdi".

Wir wünschen uns und setzen uns dafür ein, dass eine schnelle humanitäre
Lösung gefunden wird, die allerdings aus unserer Sicht auch solidarisch
sein sollte. Es gilt das, was in den vergangenen Fällen auch schon gegolten
hat: Wir wünschen uns, dass auch andere Mitgliedstaaten Beiträge zur
Aufnahme der Personen leisten, die aus Seenot gerettet worden sind. Wir
haben deshalb die Europäische Kommission gebeten, die Koordinierung dieses
Falls der "Alan Kurdi" zu übernehmen und zu bewirken, dass das
Rettungsschiff möglichst schnell in einen sicheren Hafen einlaufen kann.
Wir vertrauen darauf, dass sich erneut eine große Zahl an Mitgliedstaaten
in diesem Fall bereit erklären wird, die Umverteilung der an Bord
befindlichen Personen zu übernehmen und Personen von diesem Schiff
aufzunehmen. Dass Deutschland dazu bereit ist, seinen Teil und einen Teil
dieser Personen zu übernehmen, habe ich eben erwähnt.

Unabhängig von diesem konkreten Fall möchte ich noch einmal auf das
hinweisen, was an dieser Stelle auch schon von uns gesagt worden ist,
nämlich dass wir uns darüber hinaus auch wünschen, dass es einen temporären
Ad-hoc-Mechanismus gibt, um diese Fälle der Seenotrettung einfacher und
schneller zu lösen. Deswegen setzen sich der Bundesinnenminister und unser
Haus in bilateralen und europäischen Gesprächen auch mit Nachdruck für
einen solchen temporären Ad-hoc-Mechanismus auf europäischer Ebene ein, der
dann im Geiste der Solidarität und Humanität wirken soll.

Ganz unabhängig davon noch ein Hinweis: Wir verfolgen selbstverständlich
auch weiterhin die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems. Das
soll dadurch nicht entbehrlich werden. Aber für diese Seenotrettungsfälle
brauchen wir möglichst schnell einen verlässlichen Mechanismus, um Fälle
wie diesen und solche aus der Vergangenheit zu verhindern und Lösungen
dafür zu finden, wie man schnell helfen kann.

Zusatzfrage: Welcher Hafen oder welche Häfen sollten nach der Meinung des
Innenministeriums dafür zur Verfügung stehen, dieses Schiff anzunehmen?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich habe eben schon gesagt, dass wir die Europäische
Kommission gebeten haben, zu bewirken, dass das Rettungsschiff möglichst
schnell in einen sicheren Hafen einlaufen kann. Das ist das, was wir
diesbezüglich getan haben und ich Ihnen dazu sagen kann. Welcher Hafen das
konkret ist, darüber haben wir nicht zu befinden.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

Adebahr: Ich glaube, der Kollege vom Innenministerium hat - - -

Zusatz: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

Adebahr: Wir stehen - ich glaube, das ist auch angeklungen - auch mit den
italienischen Partnern in Kontakt; das ist richtig. Womöglich
stattgefundene interne diplomatische Kommunikation würden wir hier nicht
kommentieren, aber es ist richtig: Wir stehen in Kontakt.

Frage: Ich habe noch eine Frage an den Regierungssprecher im Zusammenhang
mit den beiden Bildern, die aus dem Büro der Kanzlerin entfernt worden oder
abgehängt worden sind. Die Kanzlerin hat gestern erklären lassen, die
Stiftung Preußischer Kulturbesitz habe die Kanzlerin gebeten, die Gemälde
von Herrn Nolde zurückzugeben. Es sei für sie ganz selbstverständlich, dass
sie das tue.

Nun ist die Frage im Zusammenhang mit den Erkenntnissen über den
nationalsozialistischen Hintergrund des Malers, ob die Kanzlerin
möglicherweise nicht von sich aus ganz froh darüber ist, dass die Bilder
nicht mehr dort sind. Wie ist ihre Haltung dazu? Die Diskussion über die
Einschätzung läuft ja schon etwas länger. Meint sie, dass es eine kluge
Entscheidung war, die Bilder so lange hängen zu lassen?

Was hat sie dazu bewogen, sich dann als Ersatz für zwei Bilder von Herrn
Schmidt-Rottluff zu entscheiden?

StS Seibert: Es ist nicht die Sache der Bundeskanzlerin, hier historische
Bewertungen beziehungsweise Einschätzungen vorzunehmen. Sie hatte die Bitte
der Eigentümerin der Bilder erhalten, der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz, und dieser Bitte ist sie selbstverständlich nachgekommen.

Sie hatte ein Angebot der Stiftung, dass zukünftig zwei Bilder von
Schmidt-Rottluff bei ihr im Arbeitszimmer hängen könnten, und das nimmt sie
gerne an.

Zusatzfrage: Man kann schon die Frage stellen, wenn in diesem Zimmer unter
anderem auch ausländische Gäste empfangen werden, ob es angemessen ist,
dass dort Werke eines Malers hängen, dem enge Verbindungen zum
nationalsozialistischen Gedankengut nachgesagt werden. Die Frage wird man
also sicherlich und sowieso gerne stellen können. Mich würde interessieren,
wie die Kanzlerin das sieht. Ist es unproblematisch, wenn sie dort - was
weiß ich - den Israeli empfangen würde? Hat diese Diskussion ideologisch
also gar keinen Background, oder doch?

StS Seibert: Es gibt jetzt hier in Berlin im Hamburger Bahnhof eine
Ausstellung, weil es wichtige neue wissenschaftliche Forschungsergebnisse
zu Emil Nolde gibt. Diese Ausstellung unterstützt die Bundeskanzlerin,
indem sie die Bilder an die Stiftung Preußischer Kulturbesitz zurückgegeben
hat. Ich nehme hier jetzt keine weiteren historischen Bewertungen vor;
dafür gibt es wirklich andere Experten. Sie hat entschieden, beide Bilder
an den Eigentümer zurückzugeben.

Zusatzfrage: Was verbindet sie mit Herrn Schmidt-Rottluff?

StS Seibert: Das war ein Angebot der Stiftung Preußischer Kulturbesitz. Ich
kann jetzt dazu - außer, dass Schmidt-Rottluff ja ein von vielen Menschen
sehr geliebter expressionistischer deutscher Maler ist - hier keine
weiteren Bewertungen abgeben.

Frage: Herr Seibert, der Bezug Emil Noldes zum Nationalsozialismus ist
historisch nicht neu, sondern Menschen, die sich für Kunst interessieren -
die Kanzlerin tut das ja -, wissen das seit vielen Jahrzehnten. Hat diese
Dimension bei der Frage der Auswahl der Bilder oder der Frage, ob sie
irgendwann zurückgegeben werden sollen, jemals eine Rolle gespielt, oder
ist das jetzt erst im Zuge dieser aktuellen Ausstellung und Diskussion als
Kenntnis oder Bewusstsein entstanden?

StS Seibert: Ich denke, dass ich als Regierungssprecher wirklich nicht der
Richtige bin, um hier eine fundierte kunsthistorische oder auch historische
Diskussion mit Ihnen zu führen. Die neue Ausstellung, die jetzt hier in
Berlin zustande kommt, fußt auf neuen wissenschaftlichen
Forschungsergebnissen. Darüber ist ja jetzt einiges publiziert worden.
Insofern ist es sicherlich interessant, sie sich anzuschauen.

Zusatzfrage: Ganz gewiss! Die Frage war aber sehr simpel: Seit wann war der
Kanzlerin bekannt, dass Emil Nolde eine enge innere Verbindung zum
Nationalsozialismus hatte?

StS Seibert: Ich habe Ihnen dazu nichts zu sagen. Ich glaube auch nicht,
dass das Teil der Politik der Bundesregierung ist, über die wir hier
Auskunft geben. Die Bundeskanzlerin hat der Bitte der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz, die Eigentümerin dieser Bilder ist, entsprochen.

Frage: Herr Seibert, eine Detailfrage zum Ablauf: Wenn ich es richtig
verstanden habe, dann hat die Stiftung nur ein Bild zurückgefordert - ist
das richtig? -, worauf dann die Kanzlerin von sich aus entscheiden hat,
auch das andere Bild zurückzugeben. Warum hat sich die Kanzlerin
entschieden, auch das andere Bild zurückzugeben, das in der Ausstellung
offenbar gar nicht aufgehängt wird?

StS Seibert: Wie die Planung der Ausstellungsmacher genau aussieht, kann
ich Ihnen nicht sagen. Ich kann Ihnen noch einmal das bestätigen, was wir
mehrfach gesagt haben. Es gab die Bitte der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz. Die Bundeskanzlerin ist dieser Bitte gern nachgekommen und
hat in dem Zusammenhang entschieden, dass sie auch das zweite in ihrem
Arbeitszimmer befindliche Bild an den Eigentümer zurückgibt.

Zusatzfrage : Kommen die Bilder wieder zurück ins Kanzleramt, wenn die
Ausstellung vorbei ist?

StS Seibert: Nein, die Bilder verbleiben beim Eigentümer, der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz.

Frage: Herr Seibert, am Dienstag hat der brasilianische Präsident Bolsonaro
während seines Israelbesuchs gesagt, dass der Nationalsozialismus eine
linke Bewegung gewesen sei. Ähnlich hat sich zuvor auch sein Außenminister
Araújo geäußert. Wie bewerten Sie solche Aussagen? Wie sehen Sie als
Bundesregierung das?

StS Seibert: Ich kenne diese Aussagen des brasilianischen Präsidenten jetzt
nur aus dem, was Sie hier zitiert haben. Deswegen möchte ich darauf nicht
eingehen.

Die Haltung der Bundesregierung zum Nationalsozialismus ist Ihnen bekannt.
Sie könnte nicht deutlicher sein. Der Nationalsozialismus hat unser Land,
Europa und die Welt in Unmenschlichkeit bis dato nicht gekannten Ausmaßes
geführt, und er hat in die totale Zerstörung unseres Landes geführt, mit
Millionen von Toten. Wir müssen das hier nicht wiederholen. Dazu gibt es
seit Jahren und Jahrzehnten eine ganz feste Überzeugung, die uns trägt und
die, denke ich, auch unser ganzes Land trägt.

Zusatzfrage: Können Sie es so hinnehmen, wenn der Präsident eines Landes
wie Brasilien dieses historische Kapitel eine linke Bewegung nennt?

StS Seibert: Wie gesagt, ich kenne die genauen Äußerungen nicht und möchte
darauf deswegen auch nicht eingehen. Die Haltung der Bundesregierung zum
Nationalsozialismus ist so klar, wie sie nur sein kann. Sie ist eine
Grundlage unserer Politik im Innern wie im Äußern. Wir begehen in diesem
Frühjahr 70 Jahre Grundgesetz. Das Grundgesetz zieht die direkten Lehren
aus dieser Zeit des Schreckens.

Frage Schneider: Ich habe zwei Fragen, die Arbeitsgesetzgebung und Aussagen
dazu im Koalitionsvertrag betreffend.

Zunächst an das Arbeitsministerium: Im Koalitionsvertrag ist formuliert,
dass die Möglichkeiten zur Befristungen insgesamt reduziert werden sollen,
insbesondere bei der sachgrundlosen Befristung. Können Sie einen Überblick
darüber geben, wie es aus Ihrer Sicht um die Umsetzung steht?

An das Wirtschaftsministerium: Was das Thema der Flexibilisierung der
wöchentlichen Höchstarbeitsdauer in Betrieben betrifft, wurde das Ziel
ausgegeben, dass dazu Betriebsvereinbarungen ermöglicht werden sollen. Wie
weit sind sie dabei mit der Umsetzung? Ist schon abzusehen, ob es dazu zu
einem Gesetzgebungsverfahren kommt?

Küchen: Mein letzter Stand ist, dass dazu noch in diesem Jahr Gesetzgebung
erfolgen soll. Ich werde das noch einmal überprüfen und das Ergebnis
gegebenenfalls nachliefern.

Eichler: Ich kann Ihnen dazu leider gerade nichts sagen. Ich müsste das
auch nachliefern.

Frage: Mir geht es um die Debatte um die Bankenfusion. Weil es sich jetzt
zu konkretisieren scheint, möchte ich das Finanzministerium fragen, ob Sie
angesichts des Bundesanteils an der Coba planen, dass der Bund bei einer
Fusion der beiden Banken auch einen Anteil an der künftigen gemeinsamen
Bank hält.

Meine zweite Frage: Gibt es Vorbehalte gegenüber einem Einstig von
UniCredit bei einer der beiden deutschen Banken?

Wogatzki: Es wird Sie nicht überraschen, dass ich mich wie schon meine
Kollegen zuvor hier nicht an Spekulationen beteiligen werde. Ich kann
darauf verweisen, dass sich der Sprecher des Finanzministers gestern noch
einmal geäußert hat und dass das auch über die Agenturen gelaufen ist. Das
Zitat können Sie heute Morgen in den Agenturen finden. Mehr möchte ich dazu
nicht sagen.

Frage: Meine Frage geht wahrscheinlich an Herrn Seibert und das
Finanzministerium. Es geht um die 5G-Frequenzversteigerung, die sich
langsam dem Ende zuzuneigen scheint. Wie bewerte die Bundesregierung den
bisherigen Verlauf dieser Auktion, die bislang offenbar nicht ganz so viel
Geld eingespielt hat wie zunächst erhofft?

Eine Wissensfrage: Können Sie mir noch einmal kurz erläutern, wie mit Blick
auf die Huawei-Problematik das ganze Verfahren nach dem Ende dieser Auktion
weitergeht?

StS Seibert: Ich beginne gern. Das Ende der Auktion und die letztendliche
Höhe der Erlöse kann ich natürlich nicht abschätzen. Wir begrüßen die
Dynamik, die in der diesjährigen Frequenzauktion steckt. Denn mit der
Vergabe dieser Frequenzen gehen wir einen entscheidenden Schritt hin zu
einer zukunftsfähigen Mobilfunkinfrastruktur.

Man sollte vielleicht bedenken, was die Bundesnetzagentur mehrfach
bekräftigt hat: Das Ziel dieser Frequenzauktion ist nicht die
Erlösmaximierung. Es gibt ja eine ganz einfache Regel: Je höher die
Auflagen sind, desto höhere Investitionen in die Infrastruktur sind möglich
und desto geringer wird möglicherweise der Versteigerungserlös ausfallen.
Dann bleibt aber mehr Geld bei den Telekommunikationsunternehmen, um es in
den Netzausbau investieren zu können.

Wir haben mit diesen Frequenzen Auflagen verbunden. Sie tragen zur
Mobilfunkversorgung der Haushalte bei, aber eben auch zur
Mobilfunkversorgung entlang der Verkehrswege. Damit werden die Bürger in
der Stadt wie auch auf dem Land von einer verbesserten
Mobilfunkinfrastruktur profitieren. Denn über die Verkehrswege erreichen
wir den ländlichen Raum. Wir sehen erstmals auch Vorgaben für den neuen
Mobilfunkstandard 5G vor, also Auflagen für Bundesautobahnen,
Bundesfernstraßen. Das ist ein erster wichtiger Schritt für das kommende
5G-Zeitalter. Das macht den Weg frei für Anwendungen, die eine
Datenübertragungen in Echtzeit benötigen.

Ich denke, dass muss man ein wenig im Hinterkopf behalten, wenn man darauf
schaut, was dabei nun finanziell herauskommt. Die Auflagen sind wichtig,
und es war von vornherein klar, dass die Auflagen eine positive Wirkung auf
den künftigen Infrastrukturausbau, aber natürlich eine dämpfende Wirkung
auf die zu erwartenden Erlöse haben. So hat es die Bundesnetzagentur auch
immer dargestellt.

Sie wollen etwas über das Danach wissen. Ich kann Ihnen nur sagen, dass die
Einnahmen aus der Vergabe der 5G-Lizenzen vollständig dem Sondervermögen
"Digitale Infrastruktur" zufließen. Aus diesem wird einerseits die
Förderung des Giganetzausbaus und andererseits der DigitalPakt Schule
finanziert.

Zusatzfrage: Dann wäre es eher eine Frage für das Innenministerium. Wann
kommen nach dem Ende der Versteigerung die Sicherheitsstandards ins Spiel,
die jetzt überarbeitet wurden?

Ruwwe-Glösenkamp: Wir haben uns zu der Frage der Sicherheitsstandards schon
mehrfach hier in der Regierungspressekonferenz geäußert. Ich habe jetzt
keinen neuen Sachstand dazu. Wenn Sie den konkreten Zeitpunkt ansprechen,
dann liefere ich das gern nach, aber es gibt in diesem Punkt keinen neuen
Sachstand.

Frage: Es geht zwar um einen Fall in Thüringen, aber angesichts der
bundesweiten Bedeutung wollte ich dazu einen Kommentar von Herrn Seibert
hören. Gegen das Zentrum für Politische Schönheit wird wegen Bildung einer
kriminellen Vereinigung ermittelt. Wie bewerten Sie das, Herr Seibert? Die
Kunstfreiheit ist offenbar in Gefahr. Es geht um eine Aktion gegen den
Rechtsradikalen Björn Höcke in Thüringen. Wie bewerten Sie diese
Ermittlungen?

An das BMI: Vielleicht haben Sie eigene Erkenntnisse. Wie bewerten Sie das?
Sie hatten letzten Monat, glaube ich, das Zentrum von einer Veranstaltung
der Bundeszentrale für politische Bildung ausladen lassen. Hat das etwas
mit diesen Ermittlungen zu tun?

StS Seibert: Ich bewerte die Ermittlungsarbeit der Justiz überhaupt nicht,
wie es mir als Regierungssprecher, denke ich, auch zukommt.

Ruwwe-Glösenkamp: Dem kann ich mich vorbehaltlos anschließen.

Zusatzfrage : Sehen Sie die Kunstfreiheit in Deutschland nicht in Gefahr?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich habe dem nichts hinzuzufügen. Das sind im Moment
Ermittlungen der Justiz, und wir haben sie nicht zu bewerten oder zu
kommentieren.

Frage: Die Gruppe begreift sich sozusagen als Gruppe künstlerischer
Politaktivisten, also in der Schnittmenge von Kunst und Politik.

Werden Ermittlungsergebnisse oder -tatbestände eigentlich ausländischen
Sicherheitsbehörden auf Anfrage oder regulär mitgeteilt? Diese Gruppe ist
auch im Ausland tätig. Ich glaube, sie rechnet damit, dass ihr dort
ebenfalls Schwierigkeiten, so will ich einmal sagen, gemacht werden. Können
Sie uns dazu etwas sagen?

Ruwwe-Glösenkamp: Sie sprechen die Frage des nachrichtendienstlichen
Informationsaustausches an. Dazu kann ich mich selbstverständlich nicht
äußern. Das sind geheime Informationen.

Frage: Zu lesen ist, dass eine erste Familie aus dem Umkreis des
"Islamischen Staates" nach Deutschland zurückgekehrt sei, eine Frau mit
Kindern. Was geschieht jetzt? Was geschieht jetzt mit den Kindern? Sind sie
aktiv zurückgeholt worden? Werden in der nächsten Zeit weitere Familien
beziehungsweise IS-Rückkehrer erwartet? Wie ist der Fortgang dieser
Entwicklung? Wir haben hier ja seit Wochen darüber diskutiert.

Ruwwe-Glösenkamp: Ich weiß nicht, ob das Auswärtige Amt auch noch etwas
dazu sagen will. Ich kann Ihnen dazu nur so viel sagen, dass uns der Fall,
über den heute berichtet wird, bekannt ist, dass wir aber aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes der betroffenen Personen dazu keine weitere
Stellung nehmen können.

Zusatzfrage: Sie können doch sagen, was jetzt zum Beispiel mit den Kindern
passiert. Ich frage ja nicht nach Namen und Adressen.

Ruwwe-Glösenkamp: Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes und auch, um
keine Rückschlüsse ziehen zu können, möchte und kann ich mich darüber
hinaus zu diesem Fall nicht weiter äußern.

Frage: Es wurde ja viel berichtet, auch als der Tweet von Herrn Trump an
einem Wochenende kam. Ich bin aber überzeugt davon, dass solche Dinge einen
langen Vorlauf haben und natürlich auch vorbereitet werden. Deswegen die
neugierige Frage: Ist mehr davon geplant? Müssen wir uns auf mehr
IS-Rückkehrende einstellen?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich habe dem im Moment nichts hinzuzufügen. Ich möchte
mich dazu nicht weiter äußern.

Adebahr: Ich kann Ihnen für das Auswärtige Amt nur sagen, dass uns der Fall
bekannt ist und dass wir dabei in einem gewissen Rahmen konsularische
Betreuung geleistet haben.

Zusatzfrage: Ist das zurzeit auch in anderen Fällen der Fall? - Wir alle
haben berichtet, dass es am Ort kein Konsulat und keine Botschaft der
Bundesrepublik gibt und dass es deswegen schwierig ist. Die Ministerien
haben sich, als es akut und virulent war, auch entsprechend geäußert.

Hat sich an diesem Stand der Dinge etwas geändert? Ist es leichter mit
Personen, die das betrifft und auf die dieses Profil zutrifft, in
Verbindung zu kommen, um sie dann hier - - -

Adebahr: Nein. An dem Stand hat sich nichts geändert. Wir haben nach wie
vor keine Botschaft in Syrien. Der konsularische Zugang in das Land ist
nicht möglich. Wir haben dort keine Botschaft. An der schwierigen Lage, die
sich dort ergibt, hat sich in den letzten Wochen nichts geändert. Insofern
ist die Aussage des Kollegen zur Grundsatzlage richtig.

Zusatzfrage: Freiwillige Rückkehr oder von Deutschland aus betriebene
Rückkehr - gibt es dazu einen Stand der Dinge, den Sie öffentlich sagen
können?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich habe dazu nichts weiter zu sagen.

Frage: Frau Adebahr, können Sie grundsätzlich erklären, wie mit Kindern
umgegangen wird, wenn sie quasi in Begleitung ihrer Eltern in Terrorgebiete
kommen und dann wieder zurückkehren?

Adebahr: Ich denke, Sie sitzen hier lange genug, um zu wissen, dass ich das
nicht kann, weil jeder Fall ein Einzelfall ist, weil jeder Fall anders ist
und darüber hinaus in den Händen von Justizbehörden liegt und weil damit
andere Einzelfälle einer Generalisierung einfach nicht zugänglich sind.

Freitag, 5. April 2019
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SCHACH-SPHINX/06890: Instinkt als Ratgeber (SB)


Jeder Spieler betrachtet das Brett von seiner Perspektive aus.
Einschätzungen, Gedankenketten, logische oder unlogische Abfolgen, all
dies entrollt sich zwischen Pupille und Gehirn, und darauf werden die
Entscheidungen aufgebaut. Es gibt keine Lehrprogramme dafür, wie
Erkenntnisse über Schachstellungen am treffsichersten gewonnen werden
können. Zumeist hat hier die Erfahrung das letzte Wort. Ist die
Position kompliziert, so wird wohl auch der Instinkt zuweilen zu Rate
gezogen. Die Abwägung der Gefahren ist ja eines der wichtigsten
Kriterien für die Auswahl der Züge. Im heutigen Rätsel der Sphinx
entspann sich zwischen den beiden Kontrahenten folgender
Gedankenstreit: Stand die schwarze Dame auf d4 gut oder schlecht? Der
Nachziehende war davon überzeugt, daß ein Abzug des weißen Läufers mit
Turmangriff auf die eigene Dame ungefährlich sei wegen des Einschlags
auf e4. Der Anziehende hatte dazu eine andere Meinung, Wanderer.
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Andersson - Stewart

Fernpartie 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der russisch-österreichische Konflikt wurde mit 1.Sc4-e5+! entfacht.
Danach gab es keine Rettung mehr für die schwarze Majestät: 1...f6xe5
2.f4xe5+ Kf7-g8 3.Tf1-f3 Lf8-g7 4.Se6xg7 Kg8xg7 5.De4-h4 Sh6-f5
6.Tf3xf5! g6xf5 7.Dh4xe7+ Kg7-g6 8.e5-e6! Da4-c2 9.De7-f7+ und Schwarz
gab auf.
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